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ÜBERSICHT





Unsere Kommission erhielt am 31. Januar dieses Jahres den Auftrag, für die neue Freiburger Verfassung die Themen „Präambel“, „allgemeine Grundsätze“, „auswärtige Angelegenheiten“ und „Sprachen“ zu behandeln.


Es ist offensichtlich, dass damit die Wertordnung einer staatlichen Gemeinschaft angesprochen ist. Die ersten Artikel einer Verfassung bilden für die nachfolgenden Kapitel und Abschnitte das geistige Fundament, strahlen so auf alle anderen Gebiete aus und gestalten sie mit. Eine unserer vornehmsten Aufgaben haben wir darin gesehen, den in der bestehenden Freiburgischen Gesetzgebung angelegten Reichtum an solchen Werten zu entdecken und den ihnen gebührenden Platz in der neuen Verfassung zuzuweisen. 


In Bezug auf die allgemeinen Grundsätze haben wir uns bemüht, die Grundhaltung des heutigen Kantons wiederzugeben. Wir fragten uns dann, welche Neuerungen in die neue Verfassung gehören, welcher Rahmen durch die Bundesverfassung vorgegeben ist und wie den zukünftigen Entwicklungen Rechnung getragen werden kann. Wenn wir von einem freiheitlichen, demokratischen, sozialen und solidarischen Rechtsstaat sprechen, so sind wir davon überzeugt, dass unser Kanton heute auf diesen Grundgedanken basiert. Ein Steuergesetz beispielsweise, das diese Grundsätze nicht berücksichtigen würde, wäre nicht tragbar. Als Staatsziele sollen in der neuen Verfassung die Förderung des Gemeinwohls, die nachhaltige Entwicklung, die Respektierung der kulturellen Vielfalt und der Schutz der Familie ausdrücklich Eingang finden. Neben den unerlässlichen demokratischen Grundsätzen, nach denen sich der moderne Staat zu richten hat, ist es für uns wichtig, dass die Freiburgerinnen und Freiburger wissen, wie der Staat funktioniert. Die Behörden sind es dem Volk trotz des immer grösser gewordenen Aufgabenbereichs und eines entsprechenden Verwaltungsapparates schuldig, ihre Tätigkeit transparent zu gestalten. Einer modernen Entwicklung entspricht schliesslich der Grundsatz, wonach der Kanton und die Gemeinden in ihrem Kompetenzbereich für eine Chancengleichheit von Frau und Mann zu sorgen haben. 


Beim Thema auswärtige Beziehungen wollten wir ein klares Zeichen setzen für die Möglichkeit einer engagierten grenzüberschreitenden Zusammenarbeit des Kantons. Ohne Öffnung nach aussen könnten die heute anfallenden Aufgaben gar nicht bewältigt werden. Auf der Sprachgrenze gelegen ist der Kanton Freiburg zudem hervorragend geeignet, zwischen der Deutsch- und Welschschweiz zu vermitteln; diese Rolle haben wir ihm zugewiesen. 


Eine ganz besondere Herausforderung bedeutete für uns die Behandlung der Sprachenfrage. Wir stellten fest, dass der geltende Wortlaut den immer mehr auf frei-heitlichem Denken beruhenden Bedürfnissen der Gesellschaft nicht vollumfänglich zu genügen vermag. Die Annahme des Artikels 21 im Jahre 1990 war zweifellos ein erster wichtiger Schritt in die Richtung einer modernen Regelung der Sprachenfrage im Kanton. Unser Vorschlag baut auf ihm auf und ergänzt ihn, indem er den seither gemachten Erfahrungen und eingetretenen Entwicklungen Rechnung trägt. So kommen wir einerseits zum Schluss, dass bei der Lösung von Sprachproblemen in erster Linie das in der Bundesverfassung verankerte Grundrecht der Sprachenfreiheit richtungsweisend sein muss und allgemein pragmatische Lösungen anzustreben sind. Zudem ist für uns eine konsequente Förderung der Zweisprachigkeit auf allen Ebenen und in allen Bereichen für die Zukunft des Kantons unabdingbar, dies nicht nur in kultureller, sondern insbesondere auch in wirtschaftlicher Hinsicht. In der Zweisprachigkeit liegt das Potential des Kantons. Um dieses auszuschöpfen, muss die individuelle Kompetenz, sich in beiden Sprachen zu verständigen, gezielt geför-dert werden. Diesbezüglich laufen heute im Bildungsbereich intensive Bemühungen. Nach unserer Auffassung soll an den Schulen die Einstiegsfremdsprache jeweils die andere amtliche Kantonssprache sein,  und in den auf der Sprachgrenze gelegenen Schulkreisen sollen die Kinder den Unterricht in der einen oder anderen Sprache besuchen dürfen. 


Anderseits möchten wir das Territorialitätsprinzip dem Bedürfnis eines grossen Teils der Bevölkerung entsprechend mit der notwendigen Flexibilität ausgestalten. Es war nie die Rede von der Streichung dieses Prinzips, dessen Verankerung in der Freiburger Verfassung unter  verschiedenen Gesichtspunkten gerechtfertigt ist. Doch ruft es nach einer besonderen Auslegung für das Sprachgrenzgebiet. Dort wo die Sprachgrenze verwischt ist, treffen die beiden Sprachgruppen in natürlicher Weise aufeinander und stehen sich nahe. Es herrscht eine Kultur der Zweisprachigkeit, die von Flexibilität, Toleranz und gegenseitiger Achtung geprägt ist. Diese Kultur möchten diese Menschen nicht verlieren. Wenn die beiden Sprachgruppen jedoch künstlich voneinander abgegrenzt werden, dann wird dieses selbstverständliche Zu- und Miteinander verhindert, man kann sich nicht kennen lernen und Misstrauen und Missgunst finden dort ihren Nährboden. Deshalb schlagen wir vor, dass in den gemischtsprachigen Gemeinden entlang der Sprachgrenze Französisch und Deutsch Amtsprachen sind. Die Regelung dieser Frage ist von zentraler Bedeutung, weil die Sprache für alle Menschen, auch für diejenigen auf dem Sprachgrenzgebiet, ein sensibles Element darstellt, das eine sehr wichtige Rolle spielt, jederzeit und in allen Lebenslagen als ureigenstes Mittel zur Verständigung dient, Teil ihrer selbst und ihrer Kultur ist. 


Unsere Kommission ist überzeugt, dass sie einen Vorschlag unterbreitet, der im Interesse des Kantons und seiner Bevölkerung liegt. Die vorgeschlagene Lösung ist praktikabel, ist auf die einzelne Bürgerin und den einzelnen Bürger zugeschnitten, entspricht dem Bedürfnis, die herkömmliche sprachliche Zusammensetzung der Gebiete des zweisprachigen Kantons zu erhalten und stellt vor allem eine Lösung im Interesse der Kinder und Jugendlichen dar, die heute und in Zukunft mit der Frage konfrontiert werden.  















































I.	ORganisation





A.	Zusammensetzung der Kommission








Bernadette Hänni-Fischer (SP), Präsidentin, ad hoc seit dem 6. April 2001, ernannt seit dem 19. April 2001, Vizepräsidentin bis zum 19. April 2001


Nicole Dévaud (SVP), Präsidentin bis zum 6. April 2001


Isabelle Overney  (FDP), Vizepräsidentin seit dem 18. Mai 2001





Unsere Kommission umfasst 17 Mitglieder: 





Charlotte Aeberhard, Chavannes-sous-Orsonnens, (SVP) seit dem 3. Mai 2001	


Henri Baeriswyl, Courtepin (CVP)					


Hermann Boschung, Schmitten (CSP) 				


Claudine Brohy, Fribourg (Cit.)					


Anton Brülhart, Düdingen (CVP)					


Monika Bürge-Leu, Wünnewil (CVP)					


Raphaël Chollet, Prez-vers-Noréaz (Ouv.)					


Noémie Corboz, La Tour-de-Trême (CVP)					


Nicole Dévaud, Villargiroud (SVP) bis zum 6. April 2001		


Bernadette Hänni-Fischer, Murten (SP)				


Ambros Lüthi, Freiburg (SP)						


Gerhard Merz, Galmiz (FDP)					


Isabelle Overney, Rosé (FDP)					


Annelyse Pittet, Attalens (SP)					


Jacqueline Rey, Châtonnaye (SVP)					


Lisbeth Spring-Sturny, Alterswil (CVP)				


Josef Vaucher, Tafers (SP)						


Fabian Vollmer, St. Antoni (FDP)					





Sébastien Schneuwly, juristischer Sekretär








B.	Auftrag





Gegenstand des Auftrags der Kommission 1 war das Formulieren von Thesen zu den Themen „allgemeine Grundsätze“, „auswärtige Beziehungen“ und „Sprachen“.





Für die Präambel, die dem Kapitel „allgemeine Grundsätze“ zugewiesen wurde, wird anfangs Januar 2002 gemäss dem vom Verfassungsrat am 31. Januar 2001 verabschiedeten Vernehmlassungs- und Kommunikationskonzept beim Volk ein Wettbewerb lanciert. Die Kommission 1 hat diesen Wettbewerb vorbereitet. Die Frist für die Einreichung der Vorschläge läuft am 28. Februar 2002 ab. Eine Jury, bestehend aus Mitgliedern der Kommission 1 und des Büros des Verfassungsrates, wird eine Evaluation der eingegangenen Texte vornehmen und der Kommission 1 einen oder mehrere Vorschläge unterbreiten, die dann ihrerseits einen Antrag zuhanden des Verfassungsrats formulieren wird.





Die allgemeinen Grundsätze bezeichnen die wichtigsten Grundzüge des Kantons als ein Stand der Eidgenossenschaft. Sie stehen am Anfang der Verfassung und stecken den Rahmen ab für alle nachfolgenden Bestimmungen. Die Eigenheiten des Kantons, wie das Wappen, die Hauptstadt, und die Einteilung des Kantonsgebiets werden ebenfalls unter diesem Titel aufgeführt.





Bei den auswärtigen Beziehungen geht es um die grenzüberschreitende Zusammenarbeit des Kantons. Bedeutsam ist in dieser Hinsicht die Tatsache, dass der Kanton Freiburg auf der Sprachengrenze liegt.





Das Thema Sprachen verdient im zweisprachigen Kanton Freiburg besondere Beachtung. Der Kanton bildet die Heimat von Angehörigen beider Sprachgemein-schaften und sieht daher zwei Amtssprachen vor. Auf der Sprachgrenze sind die Anteile der jeweiligen Sprachgemeinschaft fluktuierend und es besteht eine starke Durchmischung, überdurchschnittlich viele Menschen beherrschen, sprechen oder verstehen dort französisch und deutsch, bilden Familien, arbeiten und verbringen die Freizeit zusammen. Die Frage stellt sich, wie dieser Wirklichkeit Rechnung getragen werden kann. Soll nun das Territorialitätsprinzip auch in gemischtsprachigen Gebieten strikt angewendet oder soll - wie im Seebezirk oder in der Stadt Freiburg - eine eher personenbezogene Regelung vorgesehen werden? 








C.	Interne Organisation, Arbeitsmethode, Anhörungen





Gestützt auf Art. 1 der Verordnung über die Einsetzung der Sachbereichs-kommissionen des Verfassungsrates vom 31. Januar 2001 wurde die Kommission 1 als eine von acht Sachbereichskommissionen eingesetzt. In Übereinstimmung mit Art. 2 Abs. 1 zählt sie 17 Mitglieder, wobei jede politische Fraktion mit mindestens einem Mitglied vertreten ist. Gemäss Abs. 2 dieser Bestimmung wurden die Mitglieder sowie die Präsidentin der Kommissionen auf Antrag der Fraktion vom Büro ernannt. Die Vize-Präsidentin wurde von der Kommission gewählt. 





Nach ihrer Konstituierung hat die Kommission 1 bis zum 20. Dezember 2001 19 Sitzungen von je einem halben Tag und 3 ganztätige Sitzungen abgehalten. Abgesehen von einer kurzen Sommerpause hat sie durchschnittlich alle zwei Wochen - meist in einem Raum des kantonalen Zivilschutzamtes in Granges-Paccot - getagt. Die Kommission begann ihre Arbeit mit der Behandlung der allgemeinen Grundsätze und der auswärtigen Beziehungen. Ab Juli waren die Sitzungen vor allem dem Thema Sprachen gewidmet. 





Die Kommission hat sich insbesondere für die Behandlung der Sprachenfrage auf sehr viele Quellen gestützt. Sie hat die politischen Hintergründe, die Rechtsprechung und viele aktuelle wissenschaftliche Abhandlungen eingehend studiert und die Stellungnahmen von Interessengruppen des Kantons aufmerksam zur Kenntnis genommen. Dazu wird auf die am Ende des Berichts angehängte summarische Bibliographie verwiesen.





Die Kommission hat folgende Experten angehört:





Am 30. Mai 2001 hielt Professor PETER HÄNNI, Professor für Staats- und Verwal-tungsrecht, Dekan und Vizedirektor des Föderalismusinstitutes der Universität Freiburg, einen Vortrag zum gesamten Aufgabenbereich der Kommission. In Bezug auf das Thema Sprachen machte er die Kommission darauf aufmerksam, dass sie einen Grundentscheid zu treffen habe. Entweder könne sie den Abgrenzungsge-danken des geltenden Wortlauts der Verfassung bestätigen, was eher einem defensiven Ansatz entspreche. Gemischtsprachige Gebiete wären auf Kosten der Sprachenfreiheit des Einzelnen somit ausgeschlossen. Sie könne aber auch vorwärts schauen und einen echten Kompromiss suchen, der auf vollem gegenseitigen Respekt der beiden Sprachgemeinschaften beruhen soll.





Am 24. August 2001 konnte die Kommission Professor MARCO BORGHI, Professor für Verfassungsrecht und Direktor des Institutes für Ethik und Menschenrechte der Universität Freiburg, zum Thema „La liberté de la langue et ses limites“ anhören. Er erklärte, dass es in der Sprachenfrage gilt, eine aktive Verständigung zwischen den Sprachgemeinschaften, insbesondere im Bereich der Bildung, anzustreben. Damit würde das Interesse an einer Abgrenzung immer mehr in den Hintergrund treten. Das Territorialitätsprinzip sei im Gegensatz zur Sprachenfreiheit kein Grundrecht, es könne das Grundrecht der Sprachenfreiheit allein unter den Voraussetzungen der Legalität, der Verhältnismässigkeit und des öffentlichen Interesses einschränken. Er schlägt vor, in der neuen Verfassung ein Sozialrecht auf eine aktive sprachliche Verständigung aufzunehmen.





Am 6. September 2001 fand eine Anhörung mit Professor em. JOSEPH VOYAME, ehemaliger Direktor des Bundesamtes für Justiz, zum Thema „Territorialitätsprinzip“ statt. Er hatte im Jahre 1992 für den Kanton Freiburg ein Rechtsgutachten zum damals neuen Verfassungsartikel über die Amtssprachen verfasst. Er schlägt der Kommission vor, den Wortlaut des Artikel 70 der Bundesverfassung für die Umschreibung des Territorialitätsprinzips zu verwenden. Damit könne diesem Prinzip einen präziseren Inhalt gegeben werden. Für die Anerkennung von besonderen Rechten für die sprachliche Minderheit in einer Gemeinde hielt er einen Anteil von 30% für richtig, sieht aber durchaus die Möglichkeit von zweisprachigen Gemeinden.





Am 12. September 2001 erhielt die Kommission vom COMITE DE SUIVI eine umfangreiche Antwort zu ihrem ganzen Themenbereich. 


Das COMITE DE SUIVI („Begleitender Ausschuss“) wurde mit Staatsratsbeschluss vom 5. März 2001 eingesetzt, damit eine offizielle Kommunikationsmöglichkeit zwischen dem Verfassungsrat und dem Staatsrat und der kantonalen Verwaltung besteht. Die Anfrage an das Comité de suivi zielte darauf ab, die tatsächlichen Verhältnisse in der Verwaltung kennen zu lernen. Mit der Antwort wurde die Kommission in ihrer Überzeugung bestätigt, sich bei ihrer Arbeit nahe an der beste-henden Praxis zu bewegen. Es wurden geschriebene und ungeschriebene Staats-grundsätze genannt und solche, die für die Zukunft des Kantons erstrebenswert sind. Die bestehenden auswärtigen Beziehungen wurden aufgelistet, und in Bezug auf das Thema Sprachen hat die Antwort die Vorstellungen und Erwartungen der Kommission positiv übertroffen, indem bei der Handhabung der Zweisprachigkeit im Allgemeinen praktische und konsensuale Lösungen angewendet werden. Immerhin ist der Ruf nach mehr zweisprachigem und deutschsprachigem Personal oder Übersetzungsdiensten nicht zu überhören. Wo Sprachprobleme überhaupt bestehen, so betreffen diese in zunehmendem Masse nicht etwa die beiden Kantonssprachen, sondern die verschiedensten Sprachen der ausländischen Bewohnerinnen und Bewohner im Kanton.





Schliesslich nahm die Kommission die Stellungnahmen von zwei Interessengruppen zur Kenntnis: 


Mit Schreiben vom 13. September 2001 ging eine schriftliche Stellungnahme der DFAG ein, die sich für eine eher flexible Regelung der Sprachenfrage einsetzt. 


Am Abend des 14. Novembers 2001 hörte die Kommission die CRPF an, die ihrer kompromisslosen Forderung Ausdruck gab, das Territorialitätsprinzip im Wortlaut der heutigen Verfassung unverändert in die neue Verfassung aufzunehmen, und die für eine strenge Auslegung dieses Prinzips plädiert.











II. 	Allgemeine ERwÄgungen





Als Vorbemerkung möchte die Kommission ihrem Anliegen Ausdruck geben, dass bei der Redaktion der Verfassungsartikel ein klarer Unterschied zwischen den Begriffen Staat und Kanton gemacht wird. Staat ist ein Oberbegriff und steht für das öffentliche Gemeinwesen. Wird der Begriff „Staat“ oder „staatlich“ verwendet, sind Kanton und Gemeinden angesprochen. Wird hingegen der Ausdruck Kanton gebraucht, so meint die Verfassung nur den Kanton unter Ausschluss der anderen Körperschaften. Ausdrücke wie „Staatsvermögen“, „Staatsrechnung“ und „Staatshaushalt“ können unter Umständen dennoch weiterhin verwendet werden. 





Die Allgemeinen Grundsätze hat die Kommission unterteilt in:


1.  Stellung des Kantons: Die Kommission schlägt einen Artikel vor, der den Art. 1 der Verfassung von 1857 ersetzen soll. Wenn dort allein von Souveränität die Rede ist, so stehen heute andere Werte im Vordergrund, nämlich die Freiheit, die Demokratie, die soziale und solidarische Einstellung. Die Souveränität und die Eigenständigkeit der Kantone sind in Art. 3 und 47 BV verankert und brauchen nicht wiederholt zu werden. Die Kommission erachtet es als angebracht, an dieser Stelle die Hauptstadt zu nennen, das Kantonswappen und die Gliederung des Kantonsgebietes zu umschreiben. 





2. Staatsziele: Mit der Verankerung eines solchen Verfassungstextes betritt die Kommission Neuland. Sie erachtet es als wichtig, am Anfang der Verfassung zu sagen, welche allgemeinen Ziele der Kanton anstrebt. Das übergeordnete Ziel ist das Wohlergehen der Bevölkerung, mit den Teilzielen der nachhaltigen Entwicklung, des Respekts der kulturellen Vielfalt und der Anerkennung der Familie als Grundge-meinschaft der Gesellschaft. Ungefähr die Hälfte der Mitglieder möchte in der neuen Verfassung auch der Idee der Gerechtigkeit und der sozialen Sicherheit sowie der Berücksichtigung ethischer Prinzipien in der Wirtschaft einen Platz einzuräumen.





3. Allgemeine Grundsätze (im engeren Sinn): Nach dem Vorbild anderer neueren Verfassungen schlägt die Kommission vor, in der neuen Freiburger Verfassung die wichtigsten Grundsätze aufzuzählen, nach denen sich die Tätigkeit des Staates zu richten hat. 





Auswärtige Beziehungen: Aus der Antwort des COMITE DE SUIVI geht hervor, dass heute in den verschiedensten Bereichen sehr viele interkantonale und sogar internationale Beziehungen bestehen und diese noch weiter zunehmen werden. In der geltenden Verfassung findet sich kein Artikel über Beziehungen mit anderen Kantonen, dem Bund oder dem Ausland. Die Kommission möchte, dass diese vielfältigen Beziehungen in der Verfassung eine Grundlage erhalten und schlägt Thesen vor, die auch eine Weiterentwicklung ermöglichen, sich aber selbstver-ständlich in den in Art. 42 ff BV vorgesehenen Grenzen bewegen. 





Sprachen: Die Kommission war sich stets der Bedeutung der Sprachenthematik im Kanton Freiburg bewusst. In der Tat handelt es sich um ein tragendes Thema, welches die Verfassungsratsmitglieder und die Bürgerinnen und Bürger des Kantons gleichermassen interessiert und betrifft. Die Stellungsnahmen und bisweilen sehr regen Reaktionen in Form von Zeitungsartikeln oder Leserbriefen bezeugten täglich die leidenschaftliche Konnotation des Themas. Die Einwände reichten von der Verteidigung der reinen Sprachgemeinschaft, was aus schweizerischer oder freiburgischer Perspektive als Minderheitenmeinung betrachtet werden kann, bis hin zur Förderung der Zweisprachigkeit in ihren verschiedenen Erscheinungsformen. Vor der Aufnahme der Diskussionen über die unvermeidbaren Gegenstände, so etwa die Bestimmung der kantonalen und/oder offiziellen Sprachen, die Sprachenfreiheit, das Territorialitätsprinzip und seine Auslegung und die verschiedenen Wortlaute, die Förderung der Zweisprachigkeit und des Verstehens der anderen Sprache, wollte die Kommission die Grundhaltung, welche unsere Gedanken und Argumente prägen, kennen lernen. Eine vertiefte Diskussion ermöglichte uns das Herausschälen der grundlegenden Linien und vor allem der Einstellungen, welche unsere Arbeit über die Sprachen bestimmen sollen. Die Kommission wollte das Thema mit einem offenen Geist, Fleixibilität, Sachlichkeit, Toleranz behandeln und den Vorzug Lösungen, welche auf beide Sprachgemeinschaften zugeschnitten sind, geben.











III.  	THESEn





A.	Allgemeine Grundsätze





      1.   Stellung des Kantons





1.1.1.	Der Kanton Freiburg ist ein freiheitlicher, demokratischer, sozialer und solidarischer Rechtsstaat. 





                          Le canton de Fribourg est un Etat de droit libre, démocratique, social et solidaire.





Art. 51 BV sieht vor, dass sich jeder Kanton eine demokratische Verfassung gibt. Die Kommission möchte, dass sich der Kanton in seiner ganzen Tätigkeit auf die Grundbegriffe Freiheit, Demokratie, soziale und solidarische Ausrichtung stützt. Der Kanton soll ein Rechtsstaat sein, der den heutigen Bedürfnissen seiner Bürgerinnen und Bürger entsprechen kann. Er hat die Aufgabe, die durch die Arbeitsteilung in der heutigen Gesellschaft entstandene gegenseitige Abhängigkeit in der Gemeinschaft zum Wohl der Bürgerinnen und Bürger zu sichern und zu lenken. Dies kann er tun, wenn er seine Tätigkeiten nach demokratischen Regeln und im Interesse und zum Wohle der Allgemeinheit ausübt, dabei jedoch die Freiheit des Einzelnen so gut wie möglich respektiert und schützt. 


In der Verfassung von 1857 steht, der Kanton Freiburg sei ein „souveräner“ Staat. Das Wort „souverän“ trifft heute für den Kanton nicht gleichermassen zu wie vor 150 Jahren, denn das Bundesrecht und sogar das Völkerrecht setzen der Souveränität des Kantons Grenzen. Zudem wird heute ein grosser Teil der anstehenden Fragen und Probleme in Zusammenarbeit von Bund und Kantonen, interkantonal und überregional gelöst. Für die dem Kanton verbleibenden Kompetenzen ist diese Eigenständigkeit in genügendem Masse durch Art. 4 und 47 BV garantiert (vgl. HÄNNI, exposé). Nach Auffassung der Kommission findet der Ausdruck „souverän“ daher keinen Platz mehr in der neuen Verfassung. 


Die Kommission vertritt die Auffassung, dass eine der staatlichen Tätigkeit zugrunde liegende solidarische Haltung in der Zeit der Globalisierung zum Schutz der Schwächeren wichtig ist. Dies wird klar, wenn man beispielsweise daran denkt, dass ein Teil unserer Regionen ohne Finanzausgleich verarmen würde oder ohne Unterstützung der Bergtäler grosse Teile unserer Natur sich selbst überlassen blieben und ihre Attraktivität verlieren würden.





Die Kommission hat darauf verzichtet, an dieser Stelle zu erwähnen, dass die Staatsgewalt auf dem Volk beruht und durch die Stimmberechtigten und die Behörden ausgeübt wird. Sie geht davon aus, dass dieser Grundsatz in einer modernen demokratischen Staatsform selbstverständlich ist.








1.1.2.	Der Kanton umfasst das Gebiet, das ihm durch die Eidgenossenschaft gewährleistet ist. 





                          Le canton comprend le territoire qui lui est garanti par la Confédération.





Die Kommission findet, dass es richtig ist, auch vom Gebiet des Kantons zu sprechen. Die Bundesverfassung sieht in ihrem Art. 53 zwar ein Schutz des Bestandes und des Gebietes der Kantone vor, doch mit der These bringt der Kanton auch zum Ausdruck, dass er keine weiteren Gebietsansprüche geltend macht.








1.1.3.	Der Kanton ist eingeteilt in ...... (Regionen, Bezirke, Gemeinden) 





                          Le canton est divisé en…. (régions, districts, communes)





Die Kommission geht davon aus, dass eine Umschreibung der inneren Ordnung des Kantons an den Anfang einer Verfassung gehören kann. Je nach Ausgang der Arbeit der Kommission 7 ist sie zu ergänzen.








1.1.4.	Die Hauptstadt ist Fribourg/Freiburg. 





                          La capitale est Fribourg/Freiburg





Die Kommission hielt dafür, dass die bisherige Hauptstadt weiterhin Hauptstadt sein soll. Der offizielle Name der Stadt wird in der These 1.6.2. erörtert.








1.1.5.	Das Wappen des Kantons ist von Schwarz und Weiss geteilt.





                          Les armoiries du Canton sont coupées de sable et d’argent.





Die Kommission möchte das Wappen des Kantons beschreiben und ein Bild des Wappens neben den Text in die neue Verfassung aufnehmen. In der Ausgabe „Wappen, Siegel und Verfassungen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Kantone“, herausgegeben von der Schweizerischen Bundeskanzlei, von 1948, wird das Freiburger Wappen so beschrieben: „Von Schwarz und Weiss geteilt“ („coupé de sable et d’argent“). Nach einer Legende soll Berthold IV von Zaehringen nach einem Jagdtag, an dem er weder seine Gefährten noch die Strasse wiederfand, gezwungen gewesen sein, in den Freiburger Wäldern zu übernachten. Er schlief auf zwei Säcken, von denen der eine Kohle enthielt und der andere Mehl. Am nächsten Morgen waren seine Kleider schwarz und weiss. So wählte er diese Farben für die Stadt am Ufer der Saane, die er eben gegründet hatte. 





Unter diesem Titel hat die Kommission ausserdem die Frage geprüft, ob die konfessionelle Neutralität des Kantons speziell in der Verfassung zu verankern sei. Sie hat dies klar verworfen, weil sie es für selbstverständlich hält.








      2.   Staatsziele





Staatsziele sind:





1.2.1.	... die Förderung des Gemeinwohls, 





                          … la promotion du bien commun,





Ein hohes Ziel des modernen Staates muss es sein, das Gemeinwohl seiner Bevölkerung in allen Bereichen zu fördern. Er achtet dabei auf das individuelle Wohlergehen, die Gesundheit, das gute Verständnis zwischen den Generationen und auf eine gerechte Verteilung der Güter und Lasten. Die Kommission ist sich dabei bewusst, dass das Gemeinwohl nicht die Summe aller Partikularinteressen der Einzelnen ist; diese müssen im Interesse des Gemeinwohls eingeschränkt werden.








... die nachhaltigen Entwicklung, 





                          ... le développement durable,





Die Kommission möchte, dass bei der Erfüllung öffentlicher Aufgaben eine Handlungsweise angewendet wird, die sich insbesondere im Interesser der zukünf-tigen Generationen an einer nachhaltigen Entwicklung der Natur ausrichtet. Die Kommission verweist dabei auf die Definition der nachhaltigen Entwicklung in Art. 73 der Bundesverfassung: „Bund und Kantone streben ein auf Dauer ausgewogenes Verhältnis zwischen der Natur und ihrer Erneuerungsfähigkeit einerseits und ihrer Beanspruchung durch den Menschen anderseits an“. 








1.2.3.	... die Respektierung der kulturellen Vielfalt,





                          … le respect de la diversité culturelle,





Es ist eine altbekannte soziologische Weisheit, dass in einer Gesellschaft keine echte Freiheit bestehen kann, wenn die Mehrheiten die Minderheiten überwältigten. Darunter ist beispielsweise auch der Schutz der sprachlichen Vielfalt zu verstehen und bedeutet somit, die historisch gewachsene Sprachenlandschaft des Kantons Freiburg zu bewahren. Es gibt im Kanton Freiburg nicht nur zwei Amtssprachen sondern auch verschiedene Patois, verschiedene Dialekte, und schliesslich auch Migrationssprachen. Einerseits müssen der jeweiligen kulturellen Mehrheit Garantien für ihre Identität gegeben werden, andererseits sind die Minderheiten ebenfalls zu fördern und zu schützen.








1.2.4.	... die Gerechtigkeit und die soziale Sicherheit,





                         ... la justice et la sécurité sociale,





Ungefähr die Hälfte der Kommissionsmitglieder hält diese These für sehr wichtig. „Die besseren (wirtschaftlichen) Aussichten derjenigen, die gut situiert sind, sind nur dann gerechtfertigt, wenn sie Teil eines Systems sind, das auch die (wirtschaftlichen) Aussichten der am meisten Benachteiligten verbessert“ („difference principle“ oder Unterschiedsprinzip von John Rawls). Dies bedeutet, dass Gerechtigkeit und soziale Sicherheit besonders wichtig sind für die wirtschaftlich Schwächsten in der Gesell-schaft. Unser heutiges soziales System enthält viele soziale Leitplanken (z.B. obliga-torische Sozial- und Krankenversicherungen, Prämienreduktion, Sozialhilfe usw.) und ermöglicht es, dass Personen, die in Not geraten sind, geholfen wird. Dies ist nicht in allen Ländern selbstverständlich, und es erscheint der Kommission wichtig, dass es nicht zu einem Sozialabbau kommt. Mit sozialen Leitplanken kann auch eine Zunahme der Kriminalität wirkungsvoll verhindert werden.








1.2.5.	... die Achtung und der Schutz der Menschenwürde, 





                          …le respect et la protection de la dignité de l’homme,





Für die Kommission darf der Schutz der Menschenwürde nicht bloss eine abstrakte Forderung bleiben. Er sollte in irgendeiner Form den Gedanken der Verwirklichungs-chance enthalten. Nach Auffassung der Kommission beinhaltet er ein menschen-würdiges Leben vor allem auch für die Schwachen und Benachteiligten. Daraus ergibt sich ein Recht auf eine angepasste, qualitativ hochstehende unentgeltliche Schulbildung, ein qualitativ gut ausgebildetes Gesundheitswesen, zu dem alle Menschen Zugang haben, und soziale Netze, die Menschen in Notlagen Hilfe anbieten. Die Achtung der Menschenwürde soll insbesondere auch für das Leben vor dem Tod gelten.








1.2.6.	... die Berücksichtigung ethischer Prinzipien in der Wirtschaft,





                          … la prise en considération de principes éthiques dans l’économie,





Die Hälfte der Mitglieder stimmte dieser These zu. Sie finden, dass ethisch verant-wortbares Handeln durchaus mit ökonomischem Erfolg verträglich ist. Es ist nicht alles unmoralisch, was unternehmerischen Erfolg bringt, aber auch nicht alles unökonomisch, was ethisch und ökologisch verantwortbar und sinnvoll ist. Viele Projekte der Restrukturierung von Unternehmen in der Schweiz haben gezeigt, dass ein ganzheitlicher Ansatz, der auch auf die Bedürfnisse der arbeitenden Menschen Rücksicht nimmt, wirtschaftlich bessere Resultate bringt. In staatlichen Betrieben und Institutionen wie in der Verwaltung, in Spitälern und Schulen ist ebenfalls auf ein ökologisches und ethisch verantwortbares Handeln zu achten. 








1.2.7.	... die Anerkennung und die Unterstützung der Familie in ihrer Vielfalt als Grundgemeinschaft der Gesellschaft.





                          … la reconnaissance et le soutien de la famille dans sa diversité comme communauté de base de notre société.





Die Kommission glaubt, dass man sich allgemein zu wenig bewusst ist, wie wichtig die Familie als Grund- oder Urgemeinschaft für den Staat ist. Die Anerkennung und Unterstützung der Familie ist wichtig. Sie möchte allerdings, dass dabei die Familie in ihrer heutigen Vielfalt berücksichtigt wird. In der Schweiz ist die traditionelle Familie, bestehend aus einem verheirateten, heterosexuellen Paar mit seinen eigenen biologischen Kindern sehr verbreitet. Als Resultat der hohen Scheidungsrate gibt es jedoch eine immer grösser werdende Anzahl von Familien, auf welche die obige Definition nicht mehr zutrifft. Aus diesem Grunde möchte die Kommission, den Begriff Familie allgemeiner definieren: Leben in einem Haushalt Erwachsene mit Kindern und/oder Jugendlichen zusammen, soll diese Gemeinschaft als Familie anerkannt werden. Sind Elternteile alleinerziehend oder durch Scheidung alleiner-ziehend geworden, sind die Lasten im Verhältnis zur herkömmlichen Form der Familie höher. Nicht selten befinden sich Alleinerziehende in sehr prekärer finanzieller Situation. Die Kinder sollen nicht darunter leiden müssen. 








      3.   Allgemeine Grundsätze (im engeren Sinn)








1.3.1.	Die Behörden von Kanton und Gemeinden sind an Verfassung und Gesetz gebunden. 


	


                          Les autorités du canton et des communes sont liés par la constitution et par la loi.





Dieser Grundsatz bedeutet, dass das Recht die Grundlage allen staatlichen Handelns ist. Wer staatliche Aufgaben wahrnimmt, ist ganz allgemein an das Gesetz gebunden. Das Gesetz zeigt zugleich auch die Schranken des staatlichen Handelns auf. Insbesondere dürfen keine Grundrechte eingeschränkt werden, wenn die Einschränkung im Gesetz keine Grundlage findet. Das Legalitätsprinzip findet traditionell eine strikte Anwendung im Abgabe- und im Strafrecht.








1.3.2.	Sie handeln im öffentlichen Interesse.


	


                          Ils agissent dans l’intérêt public.





Kein staatliches Handeln hat eine Berechtigung, wenn es nicht im öffentlichen Interesse steht. Es darf beispielsweise kein Freiheitsrecht von Bürgerinnen und Bürgern eingeschränkt werden, wenn es nicht das öffentliche Interesse gebietet. 








1.3.3.	Für das staatliche Handeln gilt der Grundsatz der Verhältnismässigkeit,


	


                          L’activité étatique est régie par le principe de la proportionnalité,





Die Verhältnismässigkeit ist ebenfalls eine grundlegende Voraussetzung für das staatliche Handeln. Sie spielt eine wichtige Rolle bei der Einschränkung von Grund-rechten. Verhältnismässigkeit fordert eine wirklichkeitsgerechte, situationsbezogene Betrachtungsweise. Eine Massnahme muss geeignet sein, den angestrebten Erfolg zu erzielen, und sie muss unabdingbar sein, das heisst, sie darf nicht angewendet werden, wenn es eine gleich geeignete, mildere oder bessere Massnahme gibt.








1.3.4.	 ... der Grundsatz von Treu und Glauben,


	


                          … le principe de la bonne foi,                                                                





Es ist allgemein anerkannt, dass die Behörden nach dem Grundsatz von Treu und Glauben zu handeln haben. Der Bürger und die Bürgerin sollen sich auf das staatliche Handeln verlassen können. Der Rechtsverkehr zwischen Privaten und der Verwaltung muss von gegenseitigem Vertrauen getragen sein. Die Bundes-verfassung sieht diesen Grundsatz in Art. 5 vor. 


Der Legalitätsgrundsatz, der Grundsatz des öffentlichen Interesses und der Verhältnismässigkeit sowie der Grundsatz von Treu und Glauben gelten in einem modernen Rechtsstaat als unabdingbare Voraussetzungen für das staatliche Handeln. Auch wenn sie bereits auf Bundesebene genannt sind, so gehören sie nach Auffassung der Kommission dennoch in die neue Kantonsverfassung. Wer öffentliche Aufgaben wahrnimmt ist ausnahmslos an sie gebunden.





	


1.3.5.	 ... das Willkürverbot, insbesondere das Rückwirkungsverbot,


	


                          … l’interdiction de l’arbitraire, notamment la non-rétroactivité des lois,                                                                





Der Grundsatz des Schutzes vor Willkür ist eng verbunden mit dem Grundsatz von Treu und Glauben und dem Verbot der Rückwirkung der Gesetze (das heisst, wenn die Anwendung des neuen Gesetzes für den Betroffenen einen Nachteil mit sich bringen würde). Die Kommission vertritt die Auffassung dass dieser Grundsatz sogar als ein Grundrecht in die Verfassung aufgenommen werden kann.








1.3.6.	 ... der Grundsatz der Subsidiarität.


	


                          …le principe de la subsidiarité.                                                             





Mit diesem Grundsatz will die Kommission insbesondere auf die gesellschaftliche Verantwortung aufmerksam machen, die jede Person selber oder private Organi-sationen wahrnehmen können. Sie will den Einzelnen dazu anhalten, die Aufgaben in Staat und Gesellschaft nach eigenen Kräften zu bewältigen. Der Staat soll nur sub-sidiär aktiv werden, wenn der oder die Einzelne die Aufgaben nicht zu lösen vermag. Eigeninitiative ist zu fördern und zu belohnen. Wenn es möglich ist, dass eine Aufgabe durch Private ebenso gut, ebenso sozial und gerecht gelöst werden kann, so darf nicht der staatlichen Variante der Vorzug gegeben werden. Dieser Grundsatz kann auch unter dem Kapitel der Staatsaufgaben genannt werden.








1.3.7.	Im Kanton Freiburg gilt der Grundsatz der Gewaltentrennung.


	                     


                         Dans le canton de Fribourg, les pouvoirs sont séparés.





Der Grundsatz der Gewaltentrennung besagt, dass die staatlichen Hauptfunktionen, Legislative, Exekutive und Judikative, auf verschiedene, voneinander unabhängige Organe übertragen werden sollen (organisatorische Gewaltentrennung; Art. 31 KV). Die verschiedenen Staatsorgane sollen auch personell getrennt sein (personelle Gewaltentrennung; Art. 144 BV, Art. 32 KV), womit eine übermässige Konzentration von Macht, Einfluss und Willkür verhindert werden kann. Die organisatorische Gewaltentrennung ist für die demokratische Ordnung grundlegend und soll daher am Anfang der Verfassung als allgemeiner Grundsatz aufgeführt werden, die Behand-lung der personellen Gewaltenteilung und eventuelle Abweichungen davon sind dagegen eher Gegenstand der Kommission 5.


       





1.3.8.	Der Kanton schenkt der Gewaltenkontrolle eine besondere Aufmerksamkeit.


	                     


                          Le canton accorde une attention particulière au contrôle des pouvoirs.





Die Kommission erachtet es als wichtig, in der Verfassung die Gewaltenkontrolle zu erwähnen. Es muss Mechanismen geben, die ein Gleichgewicht zwischen den Gewalten schaffen, damit diese in einem gewissen Grade gehemmt werden. Die jüngste Vergangenheit im Kanton Freiburg hat gezeigt, dass diese Kontrolle - richtig ausgeübt - notwendig ist.








1.3.9.	Im Kanton Freiburg gilt das Öffentlichkeitsprinzip.


	                     


                         Dans le canton de Fribourg règne le principe de transparence.





In der Zeit der schnellen Kommunikation, die es möglich macht, staatliches Handeln der Bevölkerung relativ einfach (e-government) mitzuteilen, zu erklären und zu rechtfertigen, können Missverständnisse und Misstrauen zwischen Behörden und Bürgerinnen und Bürger vermieden werden, das staatliche Handeln wird nachvoll-ziehbar. Es geht dabei auch um das Recht der Bürgerinnen und Bürger auf Information, auf einen adäquaten Zugang zu Akten, und darum, dass die Verwaltung über ihre Tätigkeit aktiv informiert und Entscheide veröffentlicht. Daraus ergibt sich gleichzeitig, dass die Behörde unter einer stetigen Kontrolle steht, sie ihr Handeln jederzeit rechtfertigen können soll; es wird ihr ständig in Erinnerung gerufen, dass sie die ihr auferlegten Aufgaben im Interesse der Öffentlichkeit und nicht für irgend-welche Partikularinteressen erfüllt. Transparenz in der staatlichen Tätigkeit bringt sowohl für die Behörde als auch für die Bürgerinnen und Bürger nur Vorteile. Die Kommission, die von der Notwendigkeit dieser These überzeugt ist, übersieht dabei nicht, dass es Einschränkungen (z. B. Amtsgeheimnis) gibt, und gewisse Informa-tionen nur gewissen Kreisen eröffnet werden dürfen oder sogar geheim gehalten werden müssen. Ein Informationsfreiheitsrecht für alle Bürgerinnen und Bürger würde noch einen Schritt weiter in diese Richtung gehen.








1.3.10.	Der Kanton und die Gemeinden sorgen in ihrem Kompetenzbereich für die Gleichbehandlung und für eine angemessene Vertretung von Frau und Mann.


	                     


                          Le canton et les communes veillent dans le domaine de leur compétence à l’égalité et à une représentation équitable entre femme et homme.





Der in der Bundesverfassung aufgeführte Staatszweck (Art. 2 Abs. 3 BV) und das dort verankerte Grundrecht (Art. 8 Abs. 3 BV) sollen den Behörden nahegelegt werden. Es geht hier nicht um die Einführung einer Quote für den Anteil von Frau und Mann, aber um die Chancengleichheit in allen Bereichen, in denen der Staat tätig wird. Mit der konsequenten Berücksichtung dieses Grundsatzes wird zudem das Bedürfnis unterstrichen, im Zusammenhang mit der Familienpolitik Rahmenbe-dingungen zu schaffen, damit namentlich auch Mütter arbeiten oder sich politisch engagieren können. Von der jahrelang gültigen Vorstellung, dass der Mann das Oberhaupt der Familie und allein für das ökonomische Fortkommen der Familie verantwortlich ist, oder, dass eine Frau, die Karriere machen will, von vorne herein auf eine Familie verzichten muss, ist abzukommen. 








B.	Auswärtige Beziehungen








1.4.1.	Der Kanton Freiburg ist ein Stand der Schweizerischen Eidgenossenschaft.


	                     


                         Le canton de Fribourg est l’un des Etats de la Confédération suisse.





Die Kommission glaubt, dass zunächst der Kanton in seinem politischen und geografischen Umfeld einzubetten ist. Übereinstimmend mit Art. 1 BV ist der Kanton Freiburg Teil der Schweizerischen Eidgenossenschaft.


Was den Ausdruck "Stand" "Etat" betrifft, so präzisiert die Kommission, dass er gleichbedeutend ist mit Kanton, aber älter und in diesem Zusammenhang passender. Man begegnet diesem Terminus in den Ausdrücken "Ständerat/Conseil des Etats".








1.4.2.	Der Kanton Freiburg arbeitet mit den anderen Kantonen zusammen.


	                     


                         Le canton de Fribourg coopère avec les autres cantons.





Für die Kommission erscheint es als selbstverständlich, dass eine Zusammenarbeit mit den anderen Kantonen unerlässlich ist. So hat sich die Kommission zugunsten einer tatsächlichen Zusammenarbeit mit allen Kantonen unabhängig vom betroffenen Bereich geäussert.








1.4.3.	Der Kanton Freiburg arbeitet mit dem Bund zusammen.


	                     


                         Le canton de Fribourg coopère avec la Confédération.





Im Zusammenhang mit der obenerwähnten These 1.4.2 hat die Kommission die Zusammenarbeit mit dem Bund als wichtig beurteilt. Die Kommission hat aber letztlich in der These die Wahrnehmung der kantonseigenen Interessen nicht erwähnt, weil sie diesen Zusatz als aggressiv und wenig nützlich erachtete.








1.4.4.	Der Kanton Freiburg fördert die interregionale Zusammenarbeit.


	                     


                          Le canton de Fribourg favorise la collaboration interrégionale.





Ausgehend vom Prinzip, dass die Verfassung die Zusammenarbeit begünstigten soll, hat sich die Kommission für eine ziemlich weite und offene These im Bereich der interregionalen Zusammenarbeit entschieden. Die Kommission will tatsächlich den kommunalen und anderen Gebilden die Möglichkeit der Zusammenarbeit mit Gebilden anderer Kantone ermöglichen. Der Begriff der Region ist zwar unscharf, aber er ist vorliegend angebracht und erlaubt gerade den Ausbau dieser Zusammenarbeit. Der Akzent soll symbolisch auf die Zusammenarbeit mit den benachbarten Kantonen gelegt werden.








1.4.5.	Der Kanton Freiburg ist offen gegenüber Europa und der Welt.


	                     


                          Le canton de Fribourg est ouvert à l’Europe et au monde.





Der Kanton Freiburg ist ein offener Kanton. Dies entspricht den Tatsachen, aber es ist wichtig, dass diese Tatsache in einer Verfassungsbestimmung in Erinnerung gerufen wird. Die Kommission will an erster Stelle Europa erwähnen, weil der Kanton und die Schweiz in erster Linie mit Europa verbunden sind. Tatsächlich werden die engsten Beziehungen zu Europa unterhalten.








1.4.6	Der Kanton Freiburg will die Beziehungen zwischen der deutschsprachigen und der französischsprachigen Schweiz fördern.


	                     


                          Le canton de Fribourg a la volonté de favoriser les relations entre la Suisse romande et la Suisse alémanique.





Die Kommission, welche sich bewusst ist über die wichtige Rolle, die der Kanton Freiburg zwischen der romanischen und deutschen Schweiz spielen kann und muss, hat sich vom Anfang an für eine solche These geäussert. Diese These bringt den Wunsch zum Ausdruck, dass Freiburg ein wichtiger Ort zwischen den zwei frankophonen und germanophonen Regionen wird. Der Kanton könnte längerfristig verschiedene Dienste in diesem Bereich bieten und in Zukunft eine vermittelnde Rolle spielen.


Der Vorentwurf zum Amtssprachen- und Verständigungsgesetz erwähnt die Bedeutung der mehrsprachigen Kantone. Beabsichtigt ist die Einrichtung einer Institution (Kompetenzzentrum) durch Bund und Kantone, welche die Mehrsprachigkeit fördert. Zu diesem Zweck muss sich Freiburg beweisen, und die Kommission wünscht, dass klarerweise auf die Absicht des Kantons, eine aktive Rolle im Bereich der guten, interkulturellen Verständigung zu spielen, Bezug genommen wird.








1.4.7.	Der Kanton Freiburg arbeitet mit regionalen, nationalen und internationalen Organisationen zusammen.


	                     


                          Le canton de Fribourg coopère avec des organisations régionales, nationales et internationales.





Die Kommission beschloss die Aufnahme dieser These, obwohl die Kommission 3 "Staatsaufgaben und Finanzen" in diesem Bereich zuständig ist. Die Zusammenarbeit mit privaten Organisationen ist  tatsächlich vielmehr der Erfüllung der Staatsaufgaben zuzuordnen, als den auswärtigen Beziehungen des Kantons. Die Kommission möchte indes sicher gehen, dass der Kanton seinen Einsatz beibehält und seine Zusammenarbeit namentlich im Rahmen der humanitären Hilfe fortsetzt.





C.	Sprachen





      1.   Allgemeines





1.5.1.	Das Grundrecht der Sprachenfreiheit ist in die neue Kantonsverfassung aufzunehmen.


	                     


                           Le droit fondamental de la liberté de la langue doit être inscrit dans la Constitution cantonale.





Die Sprachenfreiheit gewährleistet das Recht jedes Individuums sich frei der Sprache seiner Wahl, inklusive der nicht offiziellen Sprachen (z.B. einer Einwanderersprache), zu bedienen. Sie hat eine allgemeine Tragweite in Beziehungen, welche sich im privaten Bereich abspielen. Die Sprachenfreiheit erstreckt sich ebenfalls auf die Beziehungen zu den Behörden. Indes kann sie namentlich durch die Regelungen über die Amtssprache(n) beschränkt werden. Diese Einschränkungen müssen sich dabei auf eine gesetzliche Grundlage gründen, durch ein überwiegendes öffentliches Interesse gerechtfertigt sein und die Verhältnismässigkeit beachten; grundsätzlich muss die Sprache zudem bedroht sein (vgl. BORGHI, limites).


Art. 18 BV schützt ausdrücklich die Sprachenfreiheit als Grundrecht (vgl. MALINVERNI und BORGHI, limites). Die neuen Verfassungen zwei- (BE) oder dreisprachiger Kantone (GR; gegenwärtig in der Vernehmlassung) gewährleisten formell die Sprachenfreiheit.


Das Bundesgericht muss sich regelmässig in zwei Bereichen zur Sprachenfreiheit äussern: die Unterrichts- und die Verfahrenssprache. Indessen erwies sich diese Freiheit praktisch selten als entscheidend für den Ausgang der zur Überprüfung vorgelegten Streitigkeiten. Angesichts der Rechtsprechung hängt die Möglichkeit der Verwendung einer Sprache in den Beziehungen zum Staat somit nicht von der Sprachenfreiheit, sondern von den bundesrechtlichen, kantonalen und kommunalen, die Amtssprache(n) betreffenden Vorschriften, welche im Lichte der Gesamtheit der Grundrechte auszulegen sind, ab.


Da die Sprachenfreiheit bereits in der Bundesverfassung garantiert wird und aufgrund seiner praktisch beschränkten Tragweite stellte sich die Frage, ob dieses Grundrecht in der freiburgischen Verfassung niederzuschreiben sei. Die Kommission äusserte sich einstimmig dafür, dass das Grundrecht der Sprachenfreiheit in der Kantonsverfassung figuriert. Dieser Grundsatz stellt tatsächlich eine ganz besondere Bedeutung in einem zweisprachigen Kanton dar, wo die sprachliche Minderheit das Bedürfnis empfinden könnte, dass dieses Grundrecht anerkannt werde. Mit dem Wunsch, die Sprachenfreiheit in der Kantonsverfassung zu verankern, manifestiert der Kanton die grundlegende Tragweite, welche er ihr beimisst. Und schliesslich drückt das freiburgische Volk seinen Wunsch aus, eine Verfassung zu haben, welche in sich geschlossen gelesen werden kann und nicht nur im Lichte der Bundesverfassung, wenn es ausdrücklich die Grundrechte, welchen es besondere Bedeutung beimisst, erwähnt.








1.5.2.	Die Zweisprachigkeit ist ein Bestandteil der Identität des Kantons und bedeutet eine Bereicherung. Sie ist entsprechend zu pflegen und zu fördern.


	                     


                         Le bilinguisme constitue un élément essentiel de l’identité du canton et signifie un enrichissement. Il mérite toute notre attention et sa promotion doit être soutenue.





Die Zweisprachigkeit ist wahrscheinlich das kennzeichnendste Merkmal der Identität des Kantons Freiburg. Sie hat jeden politischen, sozialen, wirtschaftlichen und religiösen Wandel, den wir in der Vergangenheit, insbesondere den letzten zwei Jahrhunderten, durchlaufen haben, überlebt. Es ist demnach ein Merkmal, welches die freiburgische Geschichte ohne Unterbruch begleitete, gab sie doch der Hauptstadt seit seiner Gründung 1157 die Prägung, begleitete den Integrationsprozess in die Eidgenossenschaft 1481, bestimmte die territoriale Struktur und den Kontakt der Gemeinden an der Sprachgrenze.


Aber werfen wir einen Blick nach hinten. Gegen Ende der prähistorischen Periode wurde die Region von Freiburg von den Helvetiern, einem Stamm der Kelten, welche uns archäologische Spuren, aber nichts Geschriebenes hinterliessen, bewohnt. Ihre Sprache erschöpfte sich in Ortschaftsnamen und einigen Ausdrücken aus der alpinistischen Kultur. Während des ersten Jahrhunderts vor und nach Christus wurde das Gebiet romanisiert, wie der Rest von Europa auch. Seit dem fünften Jahrhundert nach Christus kamen stossweise die Alemannen, ein germanisches Volk, und liessen sich auf einem schwach besiedelten Territorium nieder, was oft als "l'invasion des barbares", und in deutsch neutral als "Völkerwanderung" bezeichnet wird. Entgegen der anfänglichen Meinung der Historiker war das Zusammenleben zwischen den Alemannen und den romanisierten Burgundern, eines anderen germanisierten Volkes, nicht so schlecht, und die Alemannen hatten eine viel entwickeltere Kultur als ursprünglich angenommen wurde. Gegen das Jahr 1000 etablierte sich die Sprachgrenze mehr oder weniger. Die Schreiberei explodierte, sei  es zu Unterhaltungszwecken oder zur immer detaillierteren Regelung des sozialen und politischen Lebens. Dies geschah zunächst in Latein, in der Sprache des Klerus und der offiziellen Akte, dann aber immer mehr in der Sprache des Volkes.  Von der Gründung der Stadt Freiburg durch Berhold IV, Herzog von Zährignen, im Jahre 1157 bis zum Ende des 19. Jahrhunderts begünstigte das Pendel der Geschichte die beiden kantonalen Sprachen praktisch abwechslungsweise. Indes wurden diese Pendelbewegungen vielmehr durch die äussere Politik diktiert – aufgrund der Bündnisse mit Bern, dem Bund, Savoyen, Angliederung an Klostergemeinschaften, der Söldner für die französischen Könige, des Einflusses der französischen Sprache und Kultur in Europa, die Revolution und die Restauration. Die oft von oben und aussen kommenden Entscheide hatten wahrscheinlich nur wenig Einfluss auf die Bevölkerung selbst, welche lange Zeit durch das Feudalsystem und die allmächtige Kirche sozial unterentwickelt gehalten wurde. Seit mehr als einem Jahrtausend haben die Sprachgemeinschaften gelernt zusammenzuleben, und die Sprachgrenze blieb aussergewöhnlich stabil, trotz der Migrationsflut aus deutschsprachigen Regionen bedingt durch die höhere Geburtenrate in der Sense, das bernische Erbrecht, welches die landwirtschaftliche Einwanderung begünstigte, und das Kommen der protestantischen Käser. Die ausgeprägtere Mobilität der Deutschsprachigen war also nicht auf einen irgendwelchen Kolonisationswillen zurückzuführen, wie dies auch durch die Untersuchungen von HASELBACH nachgewiesen wurden. Die Analyse der zweisprachigen Geschichte (vgl. BROHY 1992, KOLDE) und der demographischen Entwicklung entlang der Sprachgrenze beweist die Existenz geteilter und gemeinsam geführter Territorien (vgl. ALTERMATT), ohne dass eine Inbesitznahme durch die deutschsprachige Mehrheit des Landes statt fand, welche dank der integrativen Kraft des Französischen auf Dauer in der frankophonen Gemeinschaft aufging (LÜDI et al.). Die gleiche Analyse wurde übrigens auch im Kanton Jura gemacht (vgl. CHIFFELLE), obwohl die Germanisierung der Schlachtruf der Gründer des jüngsten schweizerischen Kantons war.


Bei der Entwicklung der Nationalstaaten waren die Berührungsregionen und die offiziell mehrsprachigen Kantone bewusst im Gegensatz zu einer Bewegung, welche sich im Verlaufe des 19. Jahrhunderts etablierte. Angesichts der Konflikte, welche in mehrsprachigen Ländern, die nie vollständig die Mehrsprachigkeit als Gesellschaftsphänomen (z.B. Frankreich) akzeptierten oder welche es nach dem Faschismus taten (z.B. Spanien) oder welche nach der Emanzipation der Nationen durch den Untergang der Sowjetunion zusammenbrachen (Jugoslawien), ausbrachen, müssen wir uns bewusst sein, dass eine konstruktive Mehrsprachigkeit nicht unbedingt von selber funktioniert, sondern der Gegenstand unserer ständigen Aufmerksamkeit sein muss. Die Zweisprachigkeit ist ein umfassendes linguistisches Erbe, welches sicher die Bevölkerung auf diversen Stufen berührt, aber immer noch im Hintergrund ist. Dies muss sich durch öffentliche Dienste in beiden Sprachen, also durch eine offizielle Zweisprachigkeit, aber auch durch Massnahmen zur Förderung der individuellen Zweisprachigkeit äussern. Die Förderung der offiziellen und individuellen Zweisprachigkeit ist kein Widerspruch, es handelt sich um ergänzende Massnahmen. Die Schulen und die Bildungsinstitute sind selbstverständlich der vorgezogene Ort für die Entwicklung der sprachlichen Fähigkeiten, unter verschiedenen Näherungsformen, welche weit angelegt werden sollten, wie der Austausch, zweisprachiger Unterricht, pluridisziplinäre Projekte, ohne dabei die Unterstützung der Initiative der Bürgerinnen zu vergessen.  Dank unseren zweisprachigen Institutionen, wie die Universität, die Hohe Pädagogische Schule, die Hohe Verwaltungsschule usw. verfügen wir über zweisprachige, ja sogar mehrsprachige, menschliche und wissenschaftliche Ressourcen, für welche man uns beneidet und welche auf die Zweisprachigkeit auf kultureller und wirtschaftlicher Ebene setzen können. Die Kommission unterstreicht, dass die Kompetenzzentren der Mehrsprachigkeit, vorgesehen im Amtssprachen- und Verständigungsgesetz, welches gegenwärtig in der Vernehmlassung ist, idealerweise in Freiburg eingerichtet werden könnten, wenn der Kanton Zeichen der Öffnung signalisiert.








1.5.3.	Der Kanton fördert durch gezielte Massnahmen die Verständigung, das gute Einvernehmen und den Austausch zwischen den beiden Sprachgemeinschaften.


	                     


                         Le canton encourage la compréhension, la bonne entente et les échanges entre les deux communautés linguistiques par des mesures ciblées.





Die Verständigung und das gute Einvernehmen bilden die Grundvoraussetzung für ein harmonisches Zusammenleben der beiden Sprachgemeinschaften im Kanton. Es ist daher unabdingbar, diese durch gezielte Massnahmen und durch Bereitstellung geeigneter Mittel zu fördern. In diesem Sinne soll der Kanton 


- die Anerkennung der Gleichwertigkeit beider Sprachen und Kulturen, 


- die Zweisprachigkeit namentlich im Bereich der Bildung und der Verwaltung, 


- die Eingliederung anderssprachiger Zuzüger durch die Aufnahmegemeinschaft und


- Einrichtungen zur bewussten Pflege des Kulturaustausches  


fördern und unterstützen. Um diese Aufgaben wahrzunehmen, setzt er mit Vorteil eine paritätische Kommission ein.  


Diese These steht im Einklang mit Art. 70 Abs. 3 der Bundesverfassung. Danach werden der Bund und die Kantone aufgefordert, das gute Einvernehmen, die Verständigung und den Austausch zwischen den Sprachgemeinschaften zu fördern. Der Bund seinerseits unterstützt die Kantone bei der Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben (Abs. 4). Gemäss den ERLÄUTERUNGEN zur Entstehung und Bedeutung des Vorentwurfs für ein Sprachengesetz vom 29. März 2001 ist dieser Auftrag in erster Linie sprachpolitisch definiert. Er wurde mit mehreren parlamentarischen Vorstössen auf verständigungspolitische Massnahmen in breiten Bereichen aus-geweitet. Gute Sprachkenntnisse sind eine zentrale Voraussetzung für die inter-kulturelle Verständigung. Der Austausch von Schülerinnen und Schülern sowie Lehrerinnen und Lehrern soll intensiviert, die Strukturen für die Austauschvermittlung ausgebaut sowie der Austausch selbst durch finanzielle Impulse gefördert werden. Dies bedeutet, dass die Kantone für den Unterricht der Kantonssprachen finanzielle Unterstützung erhalten, namentlich in der Lehrmittelbeschaffung, in der Aus- und Weiterbildung der Lehrkräfte sowie in der Anwendung neuer Sprachlernmethoden. (vgl. auch BORGHI, langues ; s.a. These 1.5.2., 1.6.6.). 


Mit dieser These knüpft die Kommission an Art. 21 Abs. 2 der geltenden Kantonsverfassung an, indem sie das Anliegen der Förderung des Verständnisses vollumfänglich aufnimmt und es weiterentwickelt. 








1.5.4.	In Sprachenfragen sind pragmatische Lösungen vorzuziehen. 


	                     


                         Pour tout ce qui concerne les questions linguistiques, des solutions pragmatiques sont à privilégier.





Die Sprache spielt für das Selbstverständnis einer Gemeinschaft eine zentrale Rolle. Dies gilt für den zweisprachigen Kanton Freiburg in besonderem Masse. Das Wohlbefinden und die Zufriedenheit der Freiburgerinnen und Freiburger hängt auch davon ab, ob die in Sprachenfragen gewählten Lösungen ihren Lebensumständen und Vorstellungen gerecht zu werden vermögen. Eng ausgelegte Prinzipien oder dogmatische Entscheide können dies nur sehr beschränkt. Es ist falsch, wenn ein Prinzip zum Selbstzweck wird, wenn der Mensch, auf den es Anwendung findet, dabei in den Hintergrund gerät und das öffentliche Interesse als auch der Grundsatz der Verhältnismässigkeit ausser Acht gelassen werden (vgl. BORGHI limites, VOYAME). Es ist hier allerdings zu unterstreichen, dass die Probleme, die sich im Kanton Freiburg in Bezug auf die Sprachen ergeben, in der überwiegenden Mehrheit schon heute mit pragmatischen Lösungen angegangen werden, was von der Öffentlichkeit vielleicht zuwenig bewusst wahrgenommen wird. 


Pragmatische Lösungen orientieren sich an den Bedürfnissen der konkret Betroffenen und vermögen die Beteiligten zu befriedigen. Dies kommt deutlich zum Ausdruck in den 73 Rückmeldungen der vom COMITE DE SUIVI veranlassten Umfrage betreffend Umgang mit der Sprachenfrage bei der kantonalen Verwaltung. Mit wenigen Ausnahmen praktizieren die kantonalen Amtstellen ein pragmatisches Vorgehen – wo nötig in Anwendung von Ausnahmebestimmungen. Auf Gemeinde-ebene hängt die Möglichkeit, pragmatische Lösungen zu finden, noch sehr stark ab von der jeweiligen Konstellation des Gemeinderates. Zwischen Privaten hängt es wesentlich ab von der Kenntnis der anderen Sprache und Kultur. Je besser man die andere Sprache kennt, umso offener kann man gegenüber dem Anderssprachigen sein. Die Möglichkeit, pragmatische Lösungen zu finden, hängt auch von der Einstellung gegenüber der anderen Sprache ab: Die Zeiten sollen vorbei sein, als man die Alemannen als „Barbaren“ („invasion des barbares“ im 5. Jhd.) betrachtete, als man vorschrieb „man soll die Kinder im Hus Tüsch machen reden und nicht die grobe welsche Sprache gewohnen“ (16. Jhd.) oder als die deutsche Sprache als Sprache des „gemeinen Mannes“ (18. Jhd.) galt (BROHY, jalons). Nach Auffassung der Kommission muss in der neuen Kantonsverfassung eine Offenheit gegenüber der anderen Sprachengruppe und damit eine Offenheit für pragmatische Lösungen klar zum Ausdruck kommen. 


Der Wunsch nach pragmatischen Lösungen und einer flexiblen Anwendung des Territorialitätsprinzips wurde übrigens auch von der Mehrheit der Abgeordneten in der Verhandlung vom 7. Februar 1990 über die Revision des Art. 21 KV und insbesondere vom damals zuständigen Staatsrat („il faut agir avec pragmatisme“) unterstrichen. Vor den Wahlen im Herbst 2001 hat die Berner Zeitung bei den zehn Staatsratskandidaten eine Umfrage gemacht. Mindestens sechs davon haben sich ausdrücklich für pragmatische und flexible Lösungen ausgesprochen (BZ, 2.11.2001).  


Die heutige Verfassung wirkt im zweiten Satz des ersten Absatzes von Art. 21 abschliessend und lässt die Möglichkeit für eine übermässig strengen Haltung offen. Obwohl das Bundesgericht der Sprachfreiheit immer einen grossen Stellenwert eingeräumt hat, entschied es aber oft mit Rücksicht auf diese kantonale Vorschrift restriktiv (vgl. BORGHI, notes, MALINVERNI). Seit der Regelung in der neuen Bundesverfassung (Art. 18 und Art. 70) scheint sich eine Tendenz abzuzeichnen, die dem Individualrecht einen höheren Stellenwert einräumt.  


Pragmatische Lösungen liegen zudem im finanziellen Interesse der Beteiligten. Eine Bereitschaft, bei Sprachenfragen pragmatisch vorzugehen und nicht stur auf irgendwelchen Mehrheits- oder Minderheitsrechten zu pochen, bezahlt sich für alle Beteiligten aus.








1.5.5.	Die territoriale Gliederung des Kantons wird nicht nach sprachlichen Kriterien vorgenommen.


	                     


                          L’organisation territoriale du canton ne s’opère pas selon des critères linguistiques.





Einstimmig hat die Kommission die These verworfen: Im Kanton soll eine territoriale deutschsprachige Einheit geschaffen werden, die « Deutschfreiburg » heisst.


Die territoriale Gliederung des Kantons Freiburg wurde in der Regel nicht nach sprachlichen Kriterien vorgenommen. So finden wir heute natürlich und historisch gewachsene zweisprachige Gemeinden und Bezirke. Diese Tatsache gehört zur Identität des Kantons Freiburg. Die Einführung sprachlich begründeter Grenzen entspräche nicht den Vorstellungen der überwiegenden Mehrheit beider Sprachge-meinschaften. Nach Professor Borghi darf die Sprache nie eine Grenze bilden (BORGHI, notes). Dazu kommt die faktische Unmöglichkeit, die heute zunehmende sprachliche und kulturelle Vermischung der Bevölkerung durch Gebietsabgren-zungen aufzuhalten. Es wäre zudem ein unlösbares Unterfangen, die vorhandenen zweisprachigen Gemeinden (z.B. Freiburg, Murten), dem einen oder andern Sprachgebiet zuzuteilen. Es wäre ein historischer, politischer und kultureller Rückschritt, diese altvertraute Situation des Zusammenlebens in Zweisprachigkeit durch Abgrenzung künstlich erzwungener „homogener“ Sprachgebiete zu verletzen. 








2.   Amtssprachen, Territorialitätsprinzip, Sprachgrenze





Französisch und Deutsch sind die Amtssprachen. 	                 


    


                         Le français et l’allemand sont les langues officielles.





In Übereinstimmung mit Art. 21 der geltenden Kantonsverfassung will die Kommis-sion Französisch und Deutsch (jeweils Standardsprachen) als Amtssprachen des zweisprachigen Kantons in der neuen Verfassung verankern. Dies bedeutet, dass die Gesetzestexte in beiden Sprachen die gleiche rechtliche Stellung haben. Stimmen die beiden Texte nicht überein, so gilt der Text, der den wirklichen Sinn der Norm wiedergibt. 


Die Amtssprache ist die Kantonssprache, die von den Behörden untereinander und im Umgang mit den Bürgerinnen und Bürgern verwendet wird. Die Benutzung der Amtssprache ist grundsätzlich obligatorisch und kann in diesem Sinn eine Einschrän-kung der Sprachenfreiheit begründen. Solche Einschränkungen können durch ein überwiegendes öffentliches Interesse gerechtfertigt sein:  Die Festlegung einer Amts-sprache erlaubt ein effizientes und rasches Funktionieren der öffentlichen Verwal-tung, verwirklicht das Erfordernis der Rechtssicherheit, begünstigt die Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit der Verwaltung und kann einem gewissen Wunsch nach einer homogenen Gesellschaft entsprechen (vgl. BORGHI, langues). 


Die Kommission macht in diesem Zusammenhang auf die Tatsache aufmerksam, dass in der kantonalen Verwaltung trotz Anerkennung der beiden Amtssprachen als gleichwertige Sprachen das Französische immer noch sehr starken Vorrang hat (vgl. FN vom 2. 8. 2001; Interview mit dem ehemaligen vollamtlichen Übersetzer beim Kanton) und wünscht sich eine Sensibilisierung in Richtung echter Gleichbehandlung der beiden Sprachen. 


Die Verpflichtung für die Behörden, die Amtssprache zu verwenden, ist nicht nur auf den schriftlichen Verkehr beschränkt, sondern gilt – jedenfalls auf Wunsch - auch für mündliche Auskünfte. Das Problem stellt sich beispielsweise dann, wenn die Behörden Schweizerdeutsch sprechen und die Angesprochenen dieses nicht verstehen. In einem solchen Fall muss der Dialekt in Übereinstimmung mit der Rechtslehre der deutschen Standardsprache weichen. 


Die Amtssprachen der Gemeinden werden unter der These 1.6.4.3. behandelt.











Claudine Brohy, Anton Brülhart, Hermann Boschung, Monika Bürge-Leu, Ambros Lüthi, Isabelle Oberney und Bernadette Hänni wünschen, dass der in der dritten Lesung (ohne vorhergehenden schriftlichen Antrag) fallengelassene Zusatz „Kantons- und“ beibehalten wird. Ihr Minderheitsantrag lautet demnach:








1.6.1. bis	Französisch und Deutsch sind die Kantons- und Amtssprachen. 	                     


                         Le français et l’allemand sont les langues cantonales et officielles.





Nach Auffassung dieser grossen Kommissionsminderheit sind alle Sprachen, die traditionellerweise auf dem Kantonsgebiet gesprochen werden (Patois, Dialekte) Kantonssprachen. Der Begriff „Kantonssprachen“ entspricht dem Ausdruck „National-sprachen“ auf Bundesebene. Mit der Einführung des Begriffs „Kantonssprachen“ in der Verfassung will die Kommission der sprachlichen Vielfalt im Kanton eine ange-messene Anerkennung verleihen. Kantonssprachen sind Ausdruck der gefühls-mässig begründeten Zugehörigkeit zu diesem Kanton. Die Kantonsangehörigen empfinden diese Sprachen bis zu einem gewissen Grad als „ihre“ Sprachen, sie gehören zu ihrer Kultur und sie identifizieren sich mit ihnen. Im Übrigen gibt es andere neuer Verfassungen, die dies ebenfalls vorsehen (vgl. Art. 6 Abs. 1 KV BE). 





An die für den ganzen Kanton zuständigen Behörden können sich alle in der Amtssprache ihrer Wahl wenden. 


	                     


                         Toute personne peut s’adresser dans la langue officielle de son choix aux autorités compétentes pour l’ensemble du canton.





Die Festlegung von zwei Amtssprachen im Kanton Freiburg beinhaltet nach Auffassung der Kommission den Anspruch der Bürgerinnen und Bürger, sich an die für den ganzen Kanton zuständigen Behörden in der Amtssprache ihrer Wahl zu wenden. Die Kommission möchte dieses Anliegen ausdrücklich in einer These zum Ausdruck bringen (vgl. auch Art. 6 Abs. 4 KV BE), obwohl sie feststellen konnte, dass dies heute ohne gesetzliche Grundlage mehr oder weniger praktiziert wird, wie aus der Antwort des COMITE DE SUIVI hervorgeht. 








1.6.3.	Die Hauptstadt trägt den Namen Fribourg/Freiburg; sie ist zweisprachig.


	                     


                         Le nom de la capitale est Fribourg/Freiburg ; elle est bilingue.





Die im Jahre 1157 von Berthold IV. von Zähringen  gegründete Stadt hiess "Fryburg", und war zweisprachig, mit einem grösseren Anteil Deutschsprachiger. Später wurde daraus "Freiburg". Es ist anzunehmen, dass die Französischsprachigen die Stadt "Fribourg" nannten. Im 14. Jahrhundert wurde Französisch zur Amtssprache. Beim Eintritt des Kantons in die Eidgenossenschaft – der Kanton hatte den Namen der Stadt angenommen - wurde das Französische stark verdrängt. Im 18. Jahrhundert gewann das Französische wiederum an Prestige. Im Jahre 1889 wurde die katholische zweisprachige Universität gegründet (vgl. BROHY, jalons). In einem Entscheid vom Jahre 1993 hat das Verwaltungsgericht auf einen Entscheid des Staatsrates aus dem Jahre 1992 verwiesen, in dem die Stadt Freiburg ausdrücklich als zweisprachige Gemeinde anerkannt wird (vgl. HÄNNI, Sprachenrecht). Heute hat die Stadt einen deutschsprachigen Bevölkerungsanteil von 28 % (Stat. Jahrbuch des Kantons Freiburg 2000, S. 354).  


Die Kommission möchte, dass die historisch belegte und heute gelebte Zwei-sprachigkeit der Hauptstadt in der Verfassung festgehalten wird. Nach dem Vorbild des Kantons (vgl. Briefköpfe der kantonalen Verwaltung) soll die Stadt auf offiziellen Dokumenten den Doppelnamen aufführen. Aus einem Rechtsgutachten im Zusam-menhang mit der Beschriftung des Bahnhofs der Stadt Freiburg geht hervor, dass diese Bezeichnung in wirtschaftlicher Hinsicht vorteilhaft ist. Die Kommission möchte dies auch aus einem rein praktischen Grund. Allzu oft wird der deutsche Name „Freiburg“ von Ausserkantonalen mit der Stadt Freiburg im Breisgau verwechselt, was zu unnötigen Missverständnissen führen kann oder ganz einfach befremdet. Zudem würde die Zweisprachigkeit des Kantons durch diese Doppelbezeichnung seiner Hauptstadt auch nach aussen hin dokumentiert. Bedenken, dass dies zu kompliziert sei, kennt man in Biel/Bienne nicht, die Stadt, die ihren Doppelnahmen schon lange führt und benützt. 


Die gleichen Überlegungen gelten übrigens auch für Murten/Morat. Da es sich hier um den zweisprachigen Hauptort eines zweisprachigen Bezirks handelt, gehört eine diesbezügliche Festlegung allerdings nicht unbedingt in die kantonale Verfassung.








1.6.4.1.	In die neue Verfassung wird das Territorialitätsprinzip nicht mit dem Wortlaut des Art. 21 Abs. 1 der geltenden Kantonsverfassung, sondern in Übereinstimmung mit Artikel 70 Abs. 2 der Bundesverfassung aufgenommen.


	                     


                         Dans la nouvelle Constitution, le principe de territorialité n’est pas repris avec le texte de l’article 21 al. 1 de la Constitution actuelle, mais conformément à l’art. 70 al. 2 de la Constitution fédérale.





Wird das Territorialitätsprinzip so wie in Art. 21 Abs. 1 der geltenden Verfassung genannt, fehlt ihm ein eindeutiger Inhalt und die Auslegungen können von sehr strikt bis sehr flexibel erfolgen (vgl. VOYAME, notes). Dies führt zu einer ungleichen Behandlung von Bewohnern in Nachbargemeinden, und daher zu einer grossen Rechtsunsicherheit. 


Gemäss Art. 21 der geltenden Verfassung wird der Gebrauch der Amtssprachen in Achtung des Territorialitätsprinzips geregelt. Dies bedeutet, dass sowohl das franzö-sische als auch das deutsche "Sprachterritorium" in ihrem heutigen Umfang erhalten bleiben sollen. Die Auslegung dieser Bestimmung bot in den einsprachigen Gebieten des Kantons nie Schwierigkeiten; Probleme gab es allerdings in gemischtsprachigen Gemeinden und Gerichtskreisen, wenn aufgrund dieses Prinzips der Tatsache bestehender zweisprachiger Gebiete nicht Rechnung getragen und die dort lebenden Menschen in ihrer Sprachenfreiheit übermässig eingeschränkt wurden. Die strenge Auslegung, wonach es nur deutsch- oder französischsprachige Gemeinden gibt, wurde von gewissen Gemeindebehörden so sehr verteidigt, dass es in den letzten Jahren mehrmals zu Gerichtsverfahren und unnötigen sprachpolitischen Auseinan-dersetzungen kam. Die meisten Konfliktfälle betrafen deutschsprachige Eltern in der Agglomeration Fribourg/Freiburg, die  ihre Kinder in deutschen Schulen der Stadt einschulen lassen wollten, denen dies aber auf Grund der Territorialprinzips verboten wurde (vgl. NZZ, 15. 10. 2001, TA, 15. 10. 2001, FN 10. 10.  und 10.12.2001). Solche Streitigkeiten stehen im Widerspruch zu den Bestrebungen eines guten Einvernehmens zwischen den Sprachgemeinschaften und schaden dem Ansehen des Kantons, der nicht in der Lage zu sein scheint, einfache praktische Probleme einer sprachlichen Minderheit auf eine grosszügige und pragmatische Art zu lösen. 


Somit ergibt sich folgende These :








1.6.4.2.	Um das Einvernehmen zwischen den Sprachgemeinschaften zu wahren, achten der Kanton und die Gemeinden auf die herkömmliche sprachliche Zusammensetzung der Gebiete und nehmen Rücksicht auf die angestammten sprachlichen Minderheiten.


	                     


                         Afin de préserver l’harmonie entre les communautés linguistiques, le canton et les communes veillent à la répartition territoriale traditionnelle des langues et prennent en considération les minorités linguistiques autochtones.





Die Kommission will mit dem hier vorliegenden Vorschlag das Territorialitätsprinzip keineswegs abschaffen, sondern ihm einen den Verhältnissen an der Sprachgrenze des Kantons Freiburg angemessenen Inhalt geben. Sie möchte allein, dass der gelebten Wirklichkeit auf dem Sprachgrenzgebiet Rechnung getragen wird und somit in gemischtsprachigen Gemeinden die Amtssprachen sowohl Französisch als auch Deutsch sind. Das Anliegen, eine willkürliche und unkontrollierte Erweiterung eines Sprachgebietes auf Kosten eines anderen zu verhindern, ist und bleibt ihr sehr wichtig. Wie in These 1.5.2. erläutert, ist oder war weder bei der einen noch bei der anderen Sprachgemeinschaft irgendein Wille erkennbar, sich auszubreiten. Die Sprachgrenze ist seit Jahrhunderten stabil. 


Die ehemals strenge Regelung für das Gerichtsverfahren im Saanebezirk wurde nach dem Vorbild der Regelung für den Seebezirk und im Sinne der vorliegenden These und der These 1.5.4. mittlerweile etwas abgeschwächt.


Ganz allgemein ist übrigens zu sagen, dass auch mit einer strikten Anwendung des Territorialitätsprinzips eine natürliche Verschiebung der Sprachgrenze nicht verhindert werden kann (vgl. VOYAME, notes, BORGHI, limites, MALINVERNI). 


Für die Kommission ist der Sprachenfriede zentral und sie glaubt, dass dieses Ziel im Kanton besser erreicht werden kann durch eine gute Politik der Zweisprachigkeit als durch das Fördern der sprachlichen Homogenität (vgl. MALINVERNI). 








1.6.4.3.	In den französischsprachigen Gemeinden ist Französisch die Amts-sprache; in den deutschsprachigen Gemeinden ist Deutsch die Amts-sprache; in den gemischtsprachigen Gemeinden im Sprachgrenz-gebiet sind Französisch und Deutsch die Amtsprachen.


	                     


                         Le français est la langue officielle des communes francophones ; l’allemand est la langues officielle des communes germanophones, dans les communes mixtes situées dans la zone le long de la frontière linguistique, le français et l’allemand sont les langues officielles.





Für die Anerkennung der Zweisprachigkeit einer Gemeinde sind nach Auffassung der Kommission folgende Kriterien zu beachten:


Die Bevölkerungsanteile beider Sprachgruppen, abgestuft nach der Anzahl Einwohner (in kleineren gemischtsprachigen Gemeinden höhere Anteile der Minderheit),


eine Mindestdauer der Bevölkerungsanteile,


die Rolle der Gemeinde in ihrer Region und im Kanton,


die territoriale Verbindung mit anderen Gemeinden zur Vermeidung von Inseln.


Der Gesetzgeber wird diese Kriterien zahlenmässig umsetzen und die genauen Bedingungen für die Anerkennung als gemischsprachige Gemeinde festlegen müssen. 


Die Kommission vertritt die Auffassung, dass Gemeinden im Sprachgrenzgebiet, die diese Bedingungen nicht erfüllen, die Möglichkeit und das Recht haben sollten, ihrer sprachlichen Minderheit auf freiwilliger Basis gleiche oder ähnliche Rechte einzuräumen, wie sie in anerkannt gemischtsprachigen Gebieten zuerkannt werden müssen.











Ambros Lüthi, Claudine Brohy und Bernadette Hänni haben zur These 1.6.4.3. einen Minderheitsantrag formuliert:








1.6.4.3 bis	Die Kommissionsminderheit stellt dem Verfassungsrat den Antrag, den Begriff „gemischtsprachige Gemeinden“ ersatzlos zu streichen und den Gebrauch der beiden Amtssprachen in ein und derselben Gemeinde auf freiwilliger Basis zuzulassen (kein Zwang). 





                         La minorité de la commission demande à la Constituante de biffer sans compensation la notion « communes mixtes » et d’admettre l’emploi des deux langues officielles sur une base volontaire (pas de contrainte).





Dieser Minderheitsantrag ist eine Variante zur Position der Kommissionsmehrheit im Umfeld des Territorialprinzips. Die unterzeichnenden Kommissionsmitglieder sind mit der Kommissionsmehrheit der Auffassung, dass das Territorialprinzip in der neuen Verfassung nicht mit dem Wortlaut des geltenden Artikels 21 aufgenommen werden soll, sondern mit demjenigen der Bundesverfassung. Sie unterstützen deshalb die Thesen 1.6.4.1 und 1.6.4.2. der Kommissionsmehrheit.





Hingegen sind sie mit der Formulierung der These 1.6.4.3  der Kommissionsmehrheit nicht einverstanden, wonach in den gemischtsprachigen Gemeinden im Sprach-grenzgebiet Französisch und Deutsch die Amtsprachen sind. Dies aus folgenden Gründen: 


1. Die Formulierung der Kommissionsmehrheit bedingt, dass der Gesetzgeber zwingend festlegt, welche Gemeinden als gemischtsprachig zu gelten haben. Wie die Erfahrungen mit Artikel 21 der Kantonsverfassung zeigen, lässt sich absehen, dass eine Definition von zweisprachigen Gemeinden durch den Gesetzgeber politisch nicht durchsetzbar sein wird.


2. Die zweisprachigen Gemeinden würden gezwungen, sowohl Französisch als auch Deutsch als Amtssprachen zuzulassen. Nachdem bereits die Definition „zweisprachig“ nicht durchsetzbar ist, macht die zwingende Vorschrift der beiden Amtssprachen erst recht keinen Sinn. 


Der Vorschlag der Kommissionsminderheit entspricht der heutigen Situation in Bezug auf den Gebrauch der Amtssprachen:  


Es ist nicht festgelegt, welche Gemeinden als zweisprachig zu gelten haben.


Es gibt Gemeinden im Sprachgrenzgebiet, die den Gebrauch beider Amtssprachen zulassen. 


Es gibt Gemeinden im Sprachgrenzgebiet, die den Gebrauch nur einer Amts-sprache vorsehen.  





Die Kommissionsminderheit verzichtet absichtlich darauf, eine genaue Formulierung der These 1.6.4.3. vorzuschlagen, da sie vermeiden möchte, dass ihr Vorschlag an Details der Formulierung scheitert. Nicht der exakte Wortlaut ist entscheidend, sondern die Vermeidung des Begriffes „gemischtsprachige Gemeinden“ und die Aufhebung des Zwanges zur Verwendung beider Amtssprachen. 


Sollte der Minderheitsantrag vom Verfassungsrat angenommen werden, wird die Kommissionsminderheit mindestens zwei mögliche Formulierungen für die These 1.6.4.3bis vorschlagen. Sie ist aber auch offen für andere Formulierungen oder für Abänderungen, die demselben Anliegen gerecht werden.











Charlotte Aeberhard, Jacqueline Rey, Raphaël Chollet, Annelyse Pittet und Christian Levrat machen den Minderheitsantrag zur These 1.6.4. der Kommission:





1.6.4.ter	Das Territorialitätsprinzip für die Sprachen wird so beibehalten, wie es gegenwärtig in Art. 21 der Verfassung steht.


	Dieses Prinzip wird ergänzt durch Schutzbestimmungen zugunsten der Minderheiten, welche den Mitgliedern einer bedeutend grossen Sprachgemeinschaft, die dauerhaft auf dem Gebiet einer Gemeinde anwesend ist, besondere Rechte einräumen. Das Gesetz bestimmt über die Anwendung dieser Vorschriften.





	Le principe de territorialité des langues est maintenu tel qu’il est formulé à l’article 21 de la Constitution actuelle.


                      Ce principe est complété par des dispositions de protection des minorités, octroyant des droits spécifiques aux membres d’une communauté linguistique substantielle, présente durablement sur le territoire d’une commune. La loi fixe l’application de ces dispositions.


Die Sprachenfrage ist im Kanton Freiburg eine ausserordentlich sensible und delikate Angelegenheit. Dies ergibt sich – zumindest teilweise – daraus, dass kein klare Haltung der Mehrheit auszumachen ist. Auf der einen Seite sind die frankophonen Bürgerinnen und Bürger in der Mehrheit innerhalb des Kantons. Aber andererseits befinden sie sich in der Schweiz in einer Minderheitenstellung, was nicht immer einfach ist. Sie berücksichtigen oft auch nicht, dass zahlreiche deutschsprachige Freiburgerinnen und Freiburger sich als "Westschweizer" fühlen, also wie ihre französischsprachigen Mitbürger mit kritischem Blick die hegemonialen Forderungen der Deutschschweiz (namentlich Zürich) beobachten.


Auch wenn Garantien an die sprachliche Mehrheit für ihre sprachliche Identität gegeben werden, schliesst dies nicht aus, dass ebenfalls die starken sprachlichen Minderheiten zu schützen sind. Dies bedeutet, dass einerseits die Gemeinden mit einer starken sprachlichen Minderheit ihr gewisse Rechte zugestehen muss. Andererseits muss es Gemeinden, welche über eine schwächere, aber immer noch bedeutende Minderheit verfügen, erlaubt sein, für seine Minderheiten etwas auf freiwilliger Basis zu tun.


Das Territorialitätsprinzip verankert in den staatlichen Gesetzgebungsapparat den Begriff der Zugehörigkeit eines Gebiets zur einen oder anderen Sprachgemeinschaft, verhindert die blinde Verschiebung der Sprachgrenzen, spricht von der kulturellen Identität eines Ortes oder einer Gemeinde. Diese Verankerung ist unentbehrlich für die Betonung der kulturellen, regionalen und örtlichen Verwurzelung in der Stunde der Globalisierung.


Anzufügen ist, dass dieses Prinzip 1990 in die freiburgische Verfassung aufgenommen wurde und einen Kompromiss zwischen den beiden Sprachgemeinschaften darstellt. Es wäre politisch heikel, es wesentlich zu verändern.


Nichtsdestotrotz muss die Stellung der Bürgerinnen und Bürger, welche einer sprachlichen Minderheit angehören, geregelt werden, indem in die neue Verfassung in Ergänzung zum Territorialitätsprinzip eine Schutzbestimmung zugunsten der Minderheiten eingeführt wird.


So können die Mitglieder einer sprachlichen Minderheit in Gemeinden, in welchen dauerhaft eine bedeutende französisch- oder deutschsprachige Minderheit leben, 


ihre Kinder in der Sprache ihrer Wahl einschulen lassen,


sich an die Behörden in beiden Sprachen wenden.


Die Gewährung dieser besonderen Rechte ist an gewisse Voraussetzungen gebunden:


Französisch- oder deutschsprachige Minderheit.


Bedeutende Minderheit: Es obliegt dem Gesetz, den Begriff zu konkretisieren. Vorstellbar wäre eine am prozentualen Anteil der Bevölkerung gemessene Grenze oder als Alternative dazu eine absolute Grenzziffer.


Eine dauerhafte Minderheit: Das Gesetz müsste dies konkretisieren.


Die territoriale Nachbarschaft.


Die Bedeutung der Gemeinde in der Region und/oder im Kanton.








1.6.5.	Im Kanton Freiburg ist die Einstiegsfremdsprache Deutsch für die Französischsprachigen und Französisch für die Deutschsprachigen. 


	                     


                         Dans le canton de Fribourg, la langue étrangère initiale est l’allemand pour les Francophones, le français pour les Alémaniques.








In der Schweiz sind die Kantone für den Unterricht in Kindergarten, Primar- und Sekundarschule zuständig und somit auch für die während der obligatorischen Schulzeit zu erlernenden Sprachen. Die Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) und ihre vier Regionen (Westschweiz und Tessin, Nordwestschweiz, Zentral- und Ostschweiz) haben lediglich die Funktion einer Diskussionsplattform und eines Koordinationsorgans. Im Kanton Freiburg hat die kantonsinterne Sprachgrenze die Schulbehörden relativ früh veranlasst, den Unterricht der Zweitsprache (Langue 2 = L2), auch Partnersprache genannt, in die Lehrpläne zu integrieren (Französisch für Deutschsprachige, Deutsch für Französischsprachige). So war der Unterricht der L2 in der Sekundarschule bereits im 19. Jahrhundert obligatorisch. Seit der Mitte der 1970er Jahre und bis zum Jahr 2000 setzte der Unterricht der Zweitsprache in beiden Sprachgemeinschaften in der 4. Primarklasse ein. Aber schon während der früheren Jahre hatte der Kanton das Erlernen der L2 in der 5. Primaklasse als obligatorisch eingeführt und hatte dazu weder die Empfehlungen der EDK von 1975 noch die Westschweizer Koordination abgewartet. Seit August 2001 wird Deutsch als Zweitsprache ab der 3. Primarklasse unterrichtet (nach der Methode Tamburin). Französisch als Zweitsprache wird dieses Jahr noch in der 4. Klasse eingeführt, ab 2002 erfolgt der Unterricht ebenfalls in der 3. Klasse. Heute gibt es bereits auf Stufe der Spielgruppen und Kindergärten Versuche, die Zweisprachigkeit in den Lehrplänen zu integrieren.





In der ganzen Schweiz galt es lange Zeit als selbstverständlich, dass die Schulzweitsprache gleichzeitig auch eine Landessprache war. Mit der Auflösung der Commission L2 der EDK im Dezember 1996, welche die Einführung des Zweitsprachunterrichts in der Primarschule in der Schweiz koordiniert hatte, war die Frage den Kantonen überlassen und eine einheitliche Regelung fiel weg. Der Kanton Zürich sprang in die Bresche und kündete an, dass die Einstiegsfremdsprache ab der 3. Primarklasse das Englische und der Unterricht des Französischen weiterhin in der 5. Klasse eingeführt werde. Andere Deutschschweizer Kantone fällten den gleichen Entscheid.





Für die Kommission ist es klar, dass die Zweitsprache in der Schule die andere Sprache des Kantons sein muss, dies wegen der Bedeutung der beiden Sprachen sowohl in sozialer, wie auch kultureller und wirtschaftlicher Hinsicht, und zwar auf kantonaler, nationaler und europäischer Ebene. Diese Schulsprachenpolitik entspricht auch den Empfehlungen des Europarats und der Europäischen Union, die mindestens zwei Fremdsprachen für alle Schülerinnen und Schüler während der obligatorischen Schulzeit vorsehen, zuerst eine Nachbarsprache und dann eine Verkehrssprache. Darüber hinaus bilden Deutsch und Französisch eine gute Grundlage sowohl für das Erlernen des Englischen, einer germanischen Sprache mit bedeutendem lateinischen Wortschatz, als auch für andere germanische und romanische Sprachen. 





Diese These schliesst an die Thesen 1.5.2 und 1.5.3 an.











1.6.6.	In den im Sprachengrenzgebiet gelegenen Schulkreisen können die Kinder in der einen oder anderen Kantonssprache eingeschult werden.


	                     


                         Dans les cercles scolaires situés à la frontière linguistique, les enfants peuvent être scolarisés dans l’une ou l’autre langue cantonale.


	                                     


In zweisprachigen oder an der Sprachgrenze gelegenen Regionen oder in Fällen interner Migration kann die Unterrichtssprache - wie auch die Amtssprachen – immer zu  politischen Auseinandersetzungen führen. Wie bereits erwähnt geht es bei den Gerichtsfällen zur Sprachenfrage zum grossen Teil um die Wahl der Schulsprache. Die ältesten Entscheide setzten das Territorialitätsprinzip selbst auf Kosten einer Minderheitensprache, die eigentlich geschützt werden sollte, durch (französische Schule in Bern, französische Schule in Zürich), und sogar zum Nachteil des Romanischen, einer stark bedrohten Sprache (BGE 100 Ia 462, Derungs). Diese gegen die Minderheiten gerichteten Entscheide wurden später stark kritisiert (vgl. MALINVERNI, BORGHI, limites und notes). In einem neueren Entscheid hat das Bundesgericht dem Kanton Bern, der einer in einer deutschsprachigen Gemeinde wohnenden Schülerin den Besuch der französischen Schule in Biel verbieten wollte, nicht Recht gegeben (BGE 122 I 236, Althaus). Im Kanton Freiburg wurden die Fälle differenzierter entschieden. So kann die Gemeinde Marly die Schul- und Transportkosten für den Besuch der deutschen Schulen in Freiburg weiterhin übernehmen, während das Verwaltungsgericht die Beschwerde deutschsprachiger Eltern in einer französischsprachigen Gemeinde, welche ihre Kinder auf Deutsch einschulen lassen wollten, abwies. Dieser Fall ist gegenwärtig vor dem Bundesgericht hängig. Das Schicksal der freien öffentlichen Schule und die Ausdehnung ihres Schulkreises sind noch offen.


Aus Gründen der Rechtssicherheit muss die Frage der Unterrichtssprache, welche zu einem wesentlichen Teil von der Zusammensetzung des Gemeinderates, der Haltung des Schulinspektors oder der Gerichte abhängt, klarer geregelt werden.


In der Praxis entsprechen die Abkommen zwischen den Gemeinden der Wirklichkeit, und die Gemeinden, die als zweisprachig gelten, gewährleisten den unentgeltlichen Unterricht in beiden Sprachen. Diese These zielt nicht nur auf die Gleichbehandlung der Gemeinden, sondern auch der Eltern, für welche die mit einem Schulkreiswechsel verbundenen Kosten unterschiedliche Belastungen darstellen (Schulgesetz vom 23. März 1985, Art. 7-11). Die Festlegung der an der Sprachgrenze gelegenen Schulkreise kann durch gemeinsame Beschlüsse der Gemeinden und des Kantons unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismässigkeit und im Interessen der Kinder erfolgen, damit lange Schulwege und ein exzessiver Schultourismus verhindern werden.


Eine allgemein bessere Berücksichtigung der Zweisprachigkeit in der Schule würde überdies die Gesuche um Schulkreiswechsel aus Sprachgründen vermindern.


Was die eventuellen finanziellen Auswirkungen betrifft, kann auf den Kommentar zur These 1.5.3. verwiesen werden. Er spricht von der finanziellen Unterstützung des Bundes von mehrsprachigen Kantone bei der Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben.











IV. 	Schlussbemerkungen








Unsere Kommission war sich der Tragweite der Aufgabe bewusst, Thesen zu den Grundsätzen des staatlichen Handelns zu formulieren, die für die nachfolgenden Bestimmungen wegleitend sind. Wir haben versucht, diese Grundsätze so zu gestalten, dass sie in die heutige Zeit passen aber auch einer zukunftsgerichteten Verfassung entsprechen. Sie zeichnen ein humanistisches Verständnis von Staat und Gesellschaft, das für unsere Kommission ausschlaggebend war.  


Zu intensiven Diskussionen haben die kontroversen Standpunkte in der Sprachen-frage geführt. Sie wurden unterstützt durch die Medien, die uns während des ganzen Jahres in schöner Regelmässigkeit Meinungen zur Sprachenfrage lieferten. Stets haben wir uns jedoch bemüht, die Frage objektiv und sachlich anzugehen, haben aufmerksam zugehört, uns aber von keiner Seite einschränken lassen. 


Die freundschaftlichen und von gegenseitigem Respekt getragenen Beziehungen unter den Kommissionsmitgliedern hat die Arbeit in einem positiven Sinn beeinflusst. Eine wichtige Stütze war unser juristischer Sekretär, der die Protokolle nicht nur einwandfrei und stets zügig, sondern auch problemlos in beiden Sprachen verfasste. Die Kommission will die Zweisprachigkeit nicht nur in abstrakter Weise fördern, sie hat sie während all ihrer Sitzungen in einer pragmatischen und flexiblen Art und Weise gelebt.








Genehmigt in der 22. Sitzung der Kommission 1 vom 20. Dezember 2001








Die Präsidentin :


   


        


                                                                                          Bernadette Hänni-Fischer
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Allgemeine Grundsätze





Stellung des Kantons





1.1.1.	Der Kanton Freiburg ist ein freiheitlicher, demokratischer, sozialer und solidarischer Rechtsstaat.





                           Le canton de Fribourg est un Etat de droit libre, démocratique, social et solidaire.





1.1.2.	Der Kanton umfasst das Gebiet, das ihm durch die Eidgenossenschaft gewährleistet ist. 





                           Le canton comprend le territoire qui lui est garanti par la Confédération.





1.1.3.	Der Kanton ist eingeteilt in ...... (Regionen, Bezirke, Gemeinden). 





                           Le canton est divisé en……(régions, districts, communes.)





1.1.4.	Die Hauptstadt ist Fribourg/Freiburg. 





                           La capitale est Fribourg/Freiburg





1.1.5.	Das Wappen des Kantons ist von Schwarz und Weiss geteilt. 





                           Les armoiries du Canton sont coupées de sable et d’argent.





Staatsziele 





Staatsziele sind :


1.2.1.	... die Förderung des Gemeinwohls, 





                          … la promotion du bien commun,





1.2.2.	... die nachhaltige Entwicklung,  





                          … le développement durable, 





1.2.3.	… der Respektierung der kulturellen Vielfalt,





                          … le respect de la diversité culturelle,





1.2.4.	… die Gerechtigkeit und die soziale Sicherheit,





                          … la justice et la sécurité sociale, 





1.2.5.	... die Achtung und der Schutz der Menschenwürde,





                          … le respect et la protection de la dignité humaine,





1.2.6.	... die Berücksichtigung ethischer Prinzipien in der Wirtschaft,





                          … la prise en considération de principes éthiques dans l’économie,





1.2.7.	... die Anerkennung und die Unterstützung der Familie in ihrer Vielfalt ist als Grundgemeinschaft der Gesellschaft.





                          … la reconnaissance de la famille dans sa diversité comme communauté de base de notre société.





Allgemeine Grundsätze (im engeren Sinn)





1.3.1.	Die Behörden von Kanton und Gemeinden sind an Verfassung und Gesetz gebunden. 


	


                           Les autorités du canton et des communes sont liés par la constitution et par la loi.





1.3.2.	Sie handeln im öffentlichen Interesse.


	


                          Ils agissent dans l’intérêt public.





1.3.3.	Für das staatliche Handeln gilt der Grundsatz der Verhältnismässigkeit,


	


                          L’activité étatique est régie par le principe de la proportionnalité,





1.3.4.	 ... der Grundsatz von Treu und Glauben,


	


                          … le principe de la bonne foi,                                                                





1.3.5.	 ... das Willkürverbot, insbesondere das Rückwirkungsverbot,


	


                          … l’interdiction de l’arbitraire, notamment la non-rétroactivité des lois                                                                





1.3.6.	 ... der Grundsatz der Subsidiarität.


	


                          …le principe de la subsidiarité.                                                                





1.3.7.	Im Kanton Freiburg gilt der Grundsatz der Gewaltentrennung.


	                     


                         Dans le canton de Fribourg, les pouvoirs sont séparés.





1.3.8.	Der Kanton Freiburg schenkt der Gewaltenkontrolle eine besondere Aufmerksamkeit.


	                     


                         Le canton accorde une attention particulière au contrôle des pouvoirs.





1.3.9.	Im Kanton Freiburg gilt das Öffentlichkeitsprinzip.


	                     


                         Dans le canton de Fribourg règne le principe de transparence.





1.3.10.	Der Kanton und die Gemeinden sorgen in ihrem Kompetenzbereich für die Gleichbehandlung und für eine angemessen Vertretung von Frau und Mann.


	                     


                         Le canton et les communes veillent dans le domaine de leur compétence à l’égalité et à une représentation équitable entre femme et homme.








Auswärtige Beziehungen





1.4.1.	Der Kanton Freiburg ist ein Stand der Schweizerischen Eidgenossenschaft.


	                     


                         Le canton de Fribourg est l’un des Etats de la Confédération suisse.





1.4.2.	Der Kanton Freiburg arbeitet mit den anderen Kantonen zusammen.


	                     


                         Le canton de Fribourg coopère avec les autres cantons.





1.4.3.	Der Kanton Freiburg arbeitet mit dem Bund zusammen.


	                     


                         Le canton de Fribourg coopère avec la Confédération.





1.4.4.	Der Kanton Freiburg fördert die interregionale Zusammenarbeit.


	                     


                         Le canton de Fribourg favorise la collaboration interrégionale.





1.4.5.	Der Kanton Freiburg ist offen gegenüber Europa und der Welt.


	                     


                         Le canton de Fribourg est ouvert à l’Europe et au monde.





1.4.6	Der Kanton Freiburg will die Beziehungen zwischen der deutsch- und der französischsprachigen Schweiz fördern.


	                     


                         Le canton de Fribourg a la volonté favoriser les relations entre la Suisse romande et la Suisse alémanique.





1.4.7.	Der Kanton Freiburg arbeitet mit regionalen, nationalen und internationalen Organisationen zusammen.


	                     


                         Le canton de Fribourg coopère avec des organisations régionales, nationales et internationales.





Sprachen





1. Allgemeines





1.5.1.	Das Grundrecht der Sprachenfreiheit ist in die neue Kantons-verfassung aufzunehmen.





                          Le droit fondamental de la liberté de la langue doit être inscrit dans la Constitution cantonale.





1.5.2.	Die Zweisprachigkeit ist ein Bestandteil der Identität des Kantons und bedeutet eine Bereicherung. Sie ist entsprechend zu pflegen und zu fördern.


	                     


                          Le bilinguisme constitue un élément essentiel de l’identité du canton et signifie un enrichissement. Il mérite toute notre attention et sa promotion doit être soutenue.





1.5.3.	Der Kanton fördert durch gezielte Massnahmen die Verständigung, das gute Einvernehmen und den Austausch zwischen den beiden Sprachgemeinschaften


	                     


                          Le canton encourage la compréhension, la bonne entente et les échanges enter les deux communautés linguistiques par des mesures ciblées


 


1.5.4.	In Sprachenfragen sind pragmatische Lösungen vorzuziehen. 


	                     


                           Pour tout ce qui concerne les questions linguistiques, des solutions pragmatiques sont à privilégier.





1.5.5.	Die territoriale Gliederung des Kantons wird nicht nach sprachlichen Kriterien vorgenommen


	                     


                           L’organisation territoriale du canton ne s’opère pas selon des critères linguistiques.





2. Amtssprachen, Territorialitätsprinzip, Sprachengrenze





Französisch und Deutsch sind die Amtssprachen.


	                     


                           Le français et l’allemand sont les langues officielles.





Minderheitsantrag :


1.6.1.bis 	     Französisch und Deutsch sind die Kantons- und Amtssprachen.


	                     


                           Le français et l’allemand sont les langues cantonales et officielles.








1.6.2.	An die für den ganzen Kanton zuständigen Behörden können sich alle in der Amtssprache ihrer Wahl wenden.


	                     


                           Toute personne peut s’adresser dans la langue officielle de son choix aux autorités compétentes pour l’ensemble du canton.





1.6.3.	Die Hauptstadt trägt den Namen Fribourg/Freiburg; sie ist zweisprachig.


	                     


                           Le nom de la capitale est Fribourg/Freiburg; elle est bilingue.





1.6.4.1.	In die neue Verfassung wird das Territorialitätsprinzip nicht mit dem Wortlaut des Art. 21 Abs. 1 der geltenden Kantonsverfassung, sondern in Übereinstimmung mit Artikel 70 Abs. 2 der Bundesverfassung aufgenommen.


	                     


                           Dans la nouvelle Constitution, le principe de territorialité n’est pas repris avec le texte de l’article 21 al. 1 de la Constitution actuelle, mais conformément à l’art. 70 al. 2 de la Constitution fédérale.





1.6.4.2.	Um das Einvernehmen zwischen den Sprachgemeinschaften zu wahren, achten der Kanton und die Gemeinden auf die herkömmliche sprachliche Zusammensetzung der Gebiete und nehmen Rücksicht auf die angestammten sprachlichen Minderheiten.


	                     


                          Afin de préserver l’harmonie entre les communautés linguistiques, le canton et les communes veillent à la répartition territoriale traditionnelle des langues et prennent en considération les minorités linguistiques autochtones.





1.6.4.3.	In den französischsprachigen Gemeinden ist Französisch die Amts-sprache; in den deutschsprachigen Gemeinden ist Deutsch die Amts-sprache; in den gemischtsprachigen Gemeinden im Sprachgrenz-gebiet sind Französisch und Deutsch die Amtsprachen.


	                     


                          Le français est la langue officielle des communes francophones ; l’allemand est la langues officielle des communes germanophones, dans les communes mixtes situées dans la zone le long de la frontière linguistique, le français et l’allemand sont les langues officielles.











Minderheitsantrag :


1.6.4.3 bis	Die Kommissionsminderheit stellt dem Verfassungsrat den Antrag, den Begriff „gemischtsprachige Gemeinden“ ersatzlos zu streichen und den Gebrauch der beiden Amtssprachen in ein und derselben Gemeinde auf freiwilliger Basis zuzulassen (kein Zwang). 





                         La minorité de la commission demande à la Constituante de biffer sans compensation la notion « communes mixtes » et d’admettre l’emploi des deux langues officielles sur une base volontaire (pas de contrainte).





Minderheitsantrag :


1.6.4. ter	Das Territorialitätsprinzip für die Sprachen wird so beibehalten, wie es gegenwärtig in Art. 21 der Verfassung steht.


	Dieses Prinzip wird ergänzt durch Schutzbestimmungen zugunsten der Minderheiten, welche den Mitgliedern einer bedeutend grossen Sprachgemeinschaft, die dauerhaft auf dem Gebiet einer Gemeinde anwesend ist, besondere Rechte einräumen. Das Gesetz bestimmt über die Anwendung dieser Vorschriften.





	Le principe de territorialité des langues est maintenu tel qu’il est       formulé à l’article 21 de la Constitution actuelle.


                      Ce principe est complété par des dispositions de protection des minorités, permettant aux membres d’une communauté linguistique substantielle, présente durablement sur le territoire d’une commune, de scolariser leurs enfants dans leur langue maternelle, et de s’adresser dans cette langue aux autorités administratives. La loi fixe l’application de ces dispositions.





1.6.5.	Im Kanton Freiburg ist die Einstiegsfremdsprache Deutsch für die Französischsprachigen und Französisch für die Deutschsprachigen. 


	                     


                          Dans le canton de Fribourg, la langue étrangère initiale est l’allemand pour les Francophones, le français pour les Alémaniques.





1.6.6.	In den auf dem Sprachengrenzgebiet gelegenen Schulkreisen können die Kinder in der einen oder anderen Kantonssprache eingeschult werden.


	                     


                          Dans les cercles scolaires situés à la frontière linguistique, les enfants peuvent être scolarisés dans l’une ou l’autre langue cantonale.
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